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      »Eigentlich interessiert mich die Vonovia gar nicht. Ich wollte nur wohnen.« erklärt Jasmina Rühl mir trocken. Die Mieterin blinzelt durch das Scheinwerferlicht ins Publikum. Wir sitzen auf einem Podium, ich moderiere und sie erklärt, wie das geht: Mietenprotest. Etwa hundert Menschen haben sich an diesem Freitagabend Ende März 2024 in der Straße der Pariser Kommune versammelt – zur Konferenz »Vonovia SE Verstehen und Widerstehen«.⁠1 Sie scharren mit den Füßen über den rostbraunen Fliesenboden, viele sind zum ersten Mal im Neubau der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Ich sehe einige Jüngere, viele Rentner und ältere Semester. Das Thema unseres Podiums ist »Fernwärme-Contracting«. Es geht um Preisgleitklauseln und die »Verordnung über allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme«. Wahrlich keine Abendunterhaltung – dennoch lauschen alle wie gebannt. Das Publikum ist weit gereist, die Leute sind aus Berlin, dem brandenburgischen Elstal, aus Witten und Bottrop. Hergetrieben hat sie ihr Vermieter, die »Vonovia SE« – das Kürzel steht für Societas Europaea. So könnte eine Gesellschaft für Kulturaustausch heißen, doch gemeint ist eine europäische Aktiengesellschaft. Die SE ist eine beliebte Rechtsform für Konzerne, die ihrem Heimatmarkt entwachsen, denn mit ihr greifen deutsche Regeln zu Betriebsräten und Mitbestimmung nicht. Auch für Mieterinnen und Mieter ist die societas unerreichbar. Klassische Hausmeister gibt es bei Vonovia kaum noch, Reparaturanfragen werden vom Callcenter und einer »Mieter-App« automatisiert abgewimmelt. Die Künstliche Intelligenz ist billig. Doch auf die Frage des Abends hat der Chatbot keine Antwort: Woher kommt die horrende Nachzahlung fürs Heizen? Überall in Deutschland schreckte Vonovia im Winter 2024 seine Mieterinnen und Mieter mit Zahlungsaufforderungen, von bis zu 9.000 Euro ist die Rede. Die meisten können sich das nicht leisten, schwanken zwischen Wut und Verbitterung. Man solle beim Jobcenter für den Monat der Schreckensrechnung Bürgergeld beantragen, erklärt ein Mieter: »Dann soll halt der Staat zahlen.« Neben mir sitzt der Rechtsberater des Berliner Mietervereins. Er bestätigt mit ruhiger Stimme, dass ein Anspruch besteht, wenn das Haushaltseinkommen nicht zu hoch sei. Die Mehrheit der Anwesenden will jedoch nicht zum Amt. Sie sind empört, dass der Staat die dubiose Rechnung begleichen soll. »Dann zahlen wir alle!«, wehrt sich ein Zwischenrufer.

      Im nächsten Teil erklärt die Referentin vom Deutschen Mieterbund, wie eine Fernwärme-Rechnung zustande kommt: Nicht der Vermieter betreibt die Heizung, sondern eine Contracting-Firma. Der Vermieter bestimmt den Anbieter, wählt nicht selten eine eigene Tochterfirma. Meist wird Gas verheizt, erklärt uns Reiner Wild vom Berliner Klimaschutzrat. Früher kam es aus Russland, nun sei es amerikanisches Fracking-Gas. Ihre Preise haben die Firmen an den Gaspreisindex gebunden, und den trieb der Ukrainekrieg 2022 durch die Decke. Im Winter darauf berechnen die Contracter Höchstpreise, unabhängig von ihren realen Kosten. Eine Mieterin spricht Klartext: »Das sind Kriegsgewinne«.

      Mich wundert, dass die Anwesenden nicht mit Heugabeln vor dem Wirtschaftsministerium stehen. Der grüne Minister Robert Habeck ist durch sein Heizungsgesetz bereits angeschlagen, der Sturz der Ampel-Koalition wenig später hat viel damit zu tun, dass die Energiewende den Menschen als finanzielle Zumutung erscheint. Doch auf der Versammlung schimpft niemand gegen »grüne Volksverräter« oder »terroristische Klimakleber«. Verwundert stelle ich fest: Die Fernwärme-Geschädigten stehen zur ökologischen Wende – der Rechtsruck der letzten Jahre scheint an ihnen vorbeigegangen zu sein. Auch in ihre Rolle als Verbraucher wollen sich die Anwesenden nicht so recht fügen. Obwohl die Mieterinnen und Mieter im Raum im Schraubstock von Zwangsverträgen stecken, fordert niemand einen Anbieterwechsel oder Preisvergleich.

      Stattdessen etwas ganz anderes: »Wir wollen Mitbestimmen!«, ruft Jasmina Rühl ins Publikum und erntet Applaus. Ihr geht es nicht um fairen Konsum, sondern um Demokratie. Das stand eigentlich auf meinem Moderationskärtchen, unter dem Stichwort »Vergesellschaftung«. Die Karte kann weg. Die Leute hier würden am liebsten morgen ihre Vermieter enteignen und übermorgen die Wärmefirma. Obwohl sie wissen, dass das für die Heizkostenabrechnung vom letzten Winter gar nichts bringt. Doch für die wütenden Mieterinnen und Mieter der Vonovia sind das Klein-Klein einer Belegeinsicht und die große Forderung nach Vergesellschaftung kein Widerspruch. Sie setzen auf die Belegprüfung, um sich heute zu wehren – und auf Vergesellschaftung, um sich nicht jeden Winter wieder wehren zu müssen. Ob das gelingt, ist offen. Doch der Optimismus im Raum ist mit Händen zu greifen.

      Vom Finanzmarkt zur Enteignung

      Nach der Podiumsdebatte gehe ich beschwingt nach Hause. Die Kämpfe um die Wärme im Frühjahr 2024 erinnern mich an die Gründungszeit von »Deutsche Wohnen & Co enteignen«. Als wir die Idee zum Volksentscheid 2017 erstmals diskutierten, ging es auch darum, wer die Energiewende bezahlt. Es gab Proteste gegen energetische Modernisierung, Debatten um § 559 BGB, Umlagen und Mieterhöhungsverlangen. Schon damals viele Fachbegriffe, viel grüne Rhetorik und schwarze Zahlen für wenige Profiteure. Bei der Suche nach den Verantwortlichen stießen wir auf die börsennotierten Wohnkonzerne – und mussten feststellen, dass deren Strategien zur Mieterhöhung alles bisher Dagewesene in den Schatten stellten. »Finanzialisierung« – so nennt es die Sozialwissenschaft, wenn unser Leben unter die Fuchtel der Kapitalmärkte gerät. Die Mieterinnen und Mieter der Vonovia erleben dies nun zum zweiten Mal. Erst fanden sie ihre Wohnung an der Börse wieder, danach die Heizung. Jedes Mal zahlten sie mit Löhnen und Renten die Gewinne der Aktionäre. Finanzialisierung ist Umverteilung nach oben – manche sagen Diebstahl.⁠2

      Wer da bestohlen wurde, zeigt ein Vergleich der Angebotsmieten in der Hauptstadt. Jemand, der 2012 eine Wohnung in Berlin mieten wollte, musste durchschnittlich 6,95 Euro pro Quadratmeter zahlen. Zehn Jahre später waren es 13,79 Euro – die Mieten hatten sich verdoppelt.⁠3 Wohin das Geld floss, rechnete der Berliner Mieterverein 2021 vor: pro Wohnung schüttete die Deutsche Wohnen SE eine Jahresdividende von rund 2.340 Euro aus. Im Durchschnitt zahlte jeder Haushalt 195 Euro pro Monat an die Aktionäre – 40 Prozent der Miete.⁠4

      Die börsennotierten Konzerne entdeckten deutsche Wohnungsmärkte im Jahrzehnt nach der globalen Finanzkrise von 2008. Die größten waren Deutsche Wohnen und Vonovia, seit 2021 fusioniert zu einem noch größeren Wohnungsriesen. Der damalige Berliner SPD-Bürgermeister Michael Müller begrüßte diese Elefantenhochzeit, die kurz vor dem Vergesellschaftungsreferendum angebahnt wurde. Er predigte Partnerschaft mit den Unternehmen – doch Berlin entschied sich anders. Mieterinnen der Deutsche Wohnen waren die ersten, die sich organisiert hatten. Oft begann es mit drei oder vier Leuten, die mit ihren Nachbarn redeten. Sie wehrten sich gegen Modernisierung und Mieterhöhungen, holten sich Beratung beim Mieterverein und Starthilfe von stadtpolitischen Gruppen. Gemeinsam wurden Versammlungen auf die Beine gestellt. Kleine Schneebälle wurden größer. Im Jahr 2016 entstand ein berlinweites Netzwerk lokaler Proteste, zwei Jahre später war die Zeit reif für einen Volksentscheid mit der Losung »Deutsche Wohnen & Co enteignen«. Die erste Unterschriftensammlung 2019 war ein Durchbruch – Vergesellschaftung war nun Leitforderung der Mietenbewegung. Im September 2021 wurden die Schneebälle zur Lawine. In einem Beschluss-Volksentscheid stimmten eine Million Berlinerinnen und Berliner für die Vergesellschaftung aller Wohnungsbestände über 3.000 Wohnungen. Die Mehrheit von 59,1 Prozent war ein historisches Ergebnis. Seit 1946 hatte es in Deutschland keine Abstimmung mehr über Sozialisierung gegeben. Doch umgesetzt wurde der Volksentscheid bisher nicht. Einige Monate lang wurde der Mehrheitswille mit Gerede beschwichtigt, danach offen abgewiesen. Es redeten dieselben Leute, die heute angesichts der Erfolge der AfD Demokratiemüdigkeit beklagen. Doch Deutsche Wohnen & Co enteignen gab nicht auf. Die Initiative kündigte im September 2023 einen zweiten Anlauf an, diesmal mit einem Gesetzes-Volksentscheid. Anders als 2021 würde über ein bindendes Gesetz abgestimmt. Damit würde die Vergesellschaftung sofort greifen.

      Nach fünf Jahren ging der Kampf um Vergesellschaftung in eine neue Runde. Die erste hatten Vermieter und Aktionäre für sich entschieden. Sie kippten auch den Mietendeckel von 2020, jene mutige Reform, die in Berlin ein Jahr lang Mieterhöhungen unmöglich gemacht hatte. Und doch hat sich viel verändert. Seitdem die Mieterinnen und Mieter sich wehren, ist die Zeit der Privatisierungen vorbei. Grund und Boden überträgt Berlin nur noch im Erbbaurecht. Auch die sechs landeseigenen Wohnungsunternehmen verschleudern ihr Eigentum nicht mehr. Sie kaufen und bauen jedes Jahr Tausende Wohnungen. Auf dem Höhepunkt der Privatisierungsphase im Jahr 2010 besaß Berlin nur noch 270.000 Wohnungen.⁠5 Im April 2024 waren es 366.000.⁠6 Über 15 Jahre Mietenprotest im »lauten Berlin« haben dazu geführt, dass knapp hunderttausend Wohnungen der Spekulation entzogen wurden. Geschätzt zweihunderttausend Menschen wurde ihr Zuhause gerettet.⁠7 Das entspricht einer Stadt der Größe von Rostock, Kassel oder Potsdam. Um das Gespenst der Vergesellschaftung abzuwenden, hat der Berliner Senat ein noch ehrgeizigeres Ziel ausgegeben: Eine halbe Million Wohnungen will die Stadt durch Neubau und Kauf in öffentliche Hand bringen. Das ist kaum realistisch, betrachtet man die begrenzten Flächen und die hohen Kosten. Dennoch hat sich alles gedreht. Vor 15 Jahren waren Privatisieren oder Nichtstun die Optionen beim Thema Wohnungsnot – heute heißen sie Rückkauf oder Enteignung. Die Aktiven von der Mietenbewegung wissen, dass ihr Druck etwas bewegt hat. Hunderte von Ihnen sind weiter aktiv. Mit Demonstrationen, Starthilfe für neue Initiativen und der Arbeit am Gesetz für den nächsten Volksentscheid setzen sie ihre Arbeit fort – Tag für Tag. Gelänge es ihnen, ihr Gesetz mit einer zweiten Volksabstimmung durchzubringen, würde eine Viertelmillion Wohnungen sozialisiert.

      Bewegung für Vergesellschaftung

      Vergesellschaftung brachte Kämpfe zusammen, die wenig gemeinsam hatten. Als wir Deutsche Wohnen & Co enteignen ins Leben riefen, war die Energiewende für Mieterinnen und Mieter eine Bedrohung. Die Styroporplatten an der Fassade erlaubten eine saftige Mieterhöhung. Sie finanzierte nicht nur alle Kosten des Umbaus, sondern blieb erhalten, wenn dieser längst abbezahlt war. Gesetzlich war das nicht nur erlaubt, sondern gewollt – als »Anreiz« für die Hausbesitzer. So wurde der Kampf gegen den Klimawandel zum Projekt der Besserverdienenden. Vermieter nutzten energetische Sanierung für flächendeckende Mieterhöhungen, viele Mieterinnen und Mieter mussten ausziehen, weil sie sich ihr Heim nicht mehr leisten konnten. Doch mittlerweile lösen sich Blockaden. Nach heftigen Protesten wurde die Modernisierungsumlage 2019 gesenkt, die Konzerne mussten auf andere Profitstrategien ausweichen.

      Doch was wäre, wenn wir die Energiewende selbst gestalten könnten? Ohne Gewinngarantien für Wohnkonzerne? Könnte die Grundversorgung mit lebenswichtigen Dingen ganz anders aussehen, gemeinwirtschaftlich und vor Ort in lokalen Wirtschaftskreisläufen? Diese Fragen stellt eine junge Bewegung für Vergesellschaftung. Sie formiert sich zaghaft, schöpft aus Erfahrungen vergangener Kämpfe gegen Privatisierung. Doch wird heute nicht mehr nur die Wiederherstellung der Stadtwerke gefordert, sondern der Aufbruch in eine Gemeinwirtschaft – das Konzept aus den 1920er Jahren steht für ein Wirtschaften ohne Profit. Es fand nach der Novemberrevolution seinen Weg in die Weimarer Verfassung und 1949 in den Artikel 15 unseres Grundgesetzes.⁠8 Ein Menschenalter lang wurde er nicht angewandt, erst die Mietenbewegung holte ihn aus dem Dornröschenschlaf. Vergesellschaftung wurde von der Utopie zum Alltagsbegriff, umsetzbar durch ein einfaches Landesgesetz. Und so wurde aus der Mietenfrage eine Debatte über unsere Wirtschaftsverfassung.

      Dies inspirierte. Im Jahr 2021 gründete sich »Hamburg Enteignet«, das einen ähnlichen Volksentscheid für die Hansestadt anstieß. Nach einer ersten Unterschriftensammlung im März 2023 liegt das Vorhaben nun vor dem Landesverfassungsgericht. Im Energiesektor aktiv ist die Kampagne »RWE & Co enteignen«, die einen der größten deutschen Energiekonzerne in Gemeineigentum überführen will, um ihn von der Braunkohle loszueisen. Auch im Gesundheitssektor gibt es Kämpfe für Gemeinwirtschaft: Rund 18.000 Menschen forderten 2021 in einer Petition an den Hessischen Landtag die Vergesellschaftung der Universitätskliniken Gießen und Marburg.⁠9

      Wohnen, Energie und Gesundheit sind die Sektoren, in denen sich Keime einer neuen Vergesellschaftungsbewegung herausbilden. Es geht um Dienstleistungen, die nicht wegglobalisiert werden können. Anders als in der Arbeiterbewegung stehen heute weniger die Produzierenden, sondern die Nutzerinnen und Nutzer auf für Gemeingut.⁠10 Vergesellschaftung mobilisiert nicht nur in der Fabrik, sondern im Wohnzimmer, in der Kita und am Krankenbett. Es geht nicht mehr nur um die Produktion von Dingen, sondern um die Produktion des Lebens selbst. Die in der Arbeiterbewegung nicht immer wertgeschätzte Sorgearbeit steht im Zentrum. Die neue Bewegung hat das Potenzial, Klassenkämpfe in der Dienstleistungsgesellschaft neu zu denken – und zu gewinnen.

      Wie unsere kleine Berliner Initiative das geschafft hat, ist mir heute noch ein Rätsel. Oft zweifle ich, ob wir wirklich am Anfang von etwas Neuem stehen – oder ob das »Versprechen einer anderen Vergesellschaftung« ein Schlagwort bleiben wird.⁠11 Um das abzuschätzen, bräuchte es eine Bilanz über die Erfolge und die Schwächen der Mietenbewegung und Deutsche Wohnen & Co enteignen. Man müsste aufschreiben, wie das Ganze entstanden ist, was diese Bewegung eigentlich täglich macht, wie sie entscheidet, was für Rückschläge sie erlebte. Deshalb dieses Buch. Es erzählt von viel Arbeit, ausgefeilten Strategien und vielen Zufällen. Der Hauptteil ist eine Rückschau auf die Jahre 2018 bis 2024, von der ersten Pressekonferenz der Initiative bis zur Vorbereitung des zweiten Volksentscheids, die 2023 begann und mittlerweile weit fortgeschritten ist. Um das Vergesellschaftungs-Volksbegehren zu verstehen, braucht es jedoch einen Rückblick auf die um 2008 entstandene Mietenbewegung.

      Neu ist sie, weil es seit Anfang der 1990er Jahre in der Hauptstadt keine größeren Mietenproteste mehr gab. Auch in anderen Großstädten war wenig los, die Protestforschung beobachtete noch 2007 eine Spaltung und Ausdifferenzierung städtischer sozialer Bewegungen.⁠12 Kaum ein Jahr später flammten neue Proteste auf. Ihre Speerspitze war Hamburg, wo 2009 Besetzungen mit breitem Rückhalt in der Stadtgesellschaft das historische Gängeviertel vor dem Abriss retteten. Der Kampf um den historischen Ort lief unter der Bezeichnung »Recht auf Stadt«. Viele Kämpfe gegen Stadtentwicklung durch Investoren führten diese Losung im Mund. Sie verband sich bald mit dem Ruf nach leistbaren Mieten. Auch in Frankfurt am Main regte sich etwas. Hier gipfelten Proteste 2019 in einem groß angelegten Referendum, das zwar juristisch beerdigt wurde, aber die Stadtpolitik veränderte – dem Frankfurter Mietentscheid.⁠13 Erst in den 2010er Jahren wurde die Hauptstadt zum Epizentrum der Mietenproteste. Der Blick an die Spree zeigt Erfolge, aber auch Grenzen dieser Bewegung.

      Eine gängige Definition versteht unter sozialer Bewegung ein Netz von Gruppen und Organisationen, das »gestützt auf eine kollektive Identität, eine gewisse Kontinuität des Protestgeschehens sichert«. Sie will »gesellschaftlichen Wandel« und unterscheidet sich damit von reinen Verhinderungskoalitionen.⁠14 Das »wir« der neuen Bewegung sind die Mieterinnen und Mieter. Besonders revolutionär war ihr Aufbegehren zunächst nicht: Man wollte einfach wohnen bleiben. Doch der Markt ließ das nicht zu. Daraufhin wurden Rufe wie »Keine Profite mit der Miete« oder »Wohnraum ist keine Ware« laut. Rekommunalisierung und öffentliches Eigentum waren bald Kernforderungen. Sicherheit ließ sich nur durch Wandel erreichen. Die neue Mietenbewegung wurde von Lohnabhängigen organisiert, hatte ökonomische Ziele und griff Ideen der historischen Arbeiterbewegung auf. Jedoch entstand sie außerhalb von Gewerkschaften und Arbeiterparteien. Auch Deutsche Wohnen & Co enteignen hatte nur deren bessere Vergangenheit hinter sich: Sie trug der Sozialdemokratie den von ihr erkämpften Artikel 15 hinterher, den Gewerkschaften die Sozialisierung und den Genossenschaften die Gemeinwirtschaft. Dieser Prozess der Erinnerung und Neuaneignung macht aus Deutsche Wohnen & Co enteignen mehr als einen lokalen Volksentscheid zur Mietenfrage. Im Kampf um Mehrheiten versuchte die Bewegung bewusst oder unbewusst, Klassenpolitik aus Trümmern vergangener Kämpfe neu zusammenzusetzen. Der Vergesellschaftungs-Volksentscheid wurde zum Linksruck im Rechtsruck. Denn in den letzten Jahren gelang in kaum einer anderen Frage unseres Zusammenlebens eine progressive Politisierung. Ob bei Migration, Klimapolitik oder dem Verhältnis zwischen den Geschlechtern: Überall fordert eine völkische Rechte den liberalen Konsens heraus. Die Polarisierung zwischen Rechtsruck und Liberalismus schien keinen Raum mehr zu lassen für soziale Alternativen. In Deutschland spaltete sich 2023 die Linkspartei, als Teile der Partei einen neuen »Linkskonservatismus« ausriefen. Sie übernahmen damit die rechte Kritik am herrschenden Liberalismus. Die neue Mietenbewegung in Deutschland war kein Aufbruch nach dem Muster von 1968, sie mobilisierte in einer Phase der Verwirrung und Verunsicherung. Dabei hatten es anderswo auf der Welt Linke und soziale Bewegungen durchaus geschafft, als dritter Pol zwischen Liberalismus und Rechtsruck sichtbar zu werden: die neue Volksfront mit ihrem Wahlsieg 2024 in Frankreich, die Präsidentschaftskampagnen von Bernie Sanders in den USA 2015 und 2020, ein durch Massenproteste erzwungener Verfassungskonvent in Chile 2020. Angefangen mit dem Arabischen Frühling waren gerade die 2010er Jahre eine »Dekade der Massenproteste«. Erst in ihrem Ausgang konnte der Rechtsruck greifen. Laut dem Autor Vincent Bevins versammelten anti-neoliberale Mobilisierungen im Jahrzehnt nach der Finanzkrise mehr Menschen zum Protest als je zuvor in der Geschichte – dennoch scheiterten sie.⁠15 Bevins interviewte hunderte von Aktivistinnen und Aktivisten von Chile bis Ägypten, um dieses Scheitern zu verarbeiten. Er fand Menschen, die weitermachen wollen, sich aber nicht mehr auf die Spontanität des Aufruhrs verlassen. Heute diskutieren sie über Klasse, die Rolle der Gewerkschaften und Fragen der Organisation.⁠16

      Die neue Mietenbewegung in Deutschland folgt diesem Trend. Sie entwickelte sich nach der Finanzkrise aus informellen Protesten und wurde zur Vorreiterin des Organizing. Sie entstand jenseits der Institutionen – und wurde zur Vorreiterin eines neuen Reformismus. Jahre vor der aktuellen Renaissance der Linkspartei mit ihrem überraschenden Wahlsieg 2025 zeigte die Mietenbewegung Wege aus einer Spirale des Niedergangs. Sie machte mit ihren Forderungen nach Vergesellschaftung und Gemeinwirtschaft Systemalternativen denkbar und fand neue Methoden der Organisierung. Seit über 15 Jahren baut sie Brücken zwischen Weltverbesserung und Alltagskämpfen. Sie erfand einen neuen Politikstil mit der Maxime, sich für die Menschen nützlich zu machen. Diese Erfahrungen will mein Buch sichtbar machen. Sie sind nicht auf Kämpfe ums Wohnen beschränkt und könnten dazu beitragen, der zunehmenden Deutungshoheit rechter Menschenfeinde über alles Politische etwas entgegenzusetzen. Es gilt, das Wort Alternative zurückzugewinnen für eine Politik, die diesen Namen verdient.

      Lernen und Schreiben – über dieses Buch

      Für mich ist dieses Buch ein Lernprozess. Es ist keine Niederschrift einer Erfolgsgeschichte, sondern eine durchaus zweifelnde Auseinandersetzung mit dem eigenen Tun der letzten Jahre. Als jemand, der in der Vergesellschaftungs-AG an den Gründungsbeschlüssen des Volksentscheids mitgeschrieben und ihn bei den Behörden mit angemeldet hat, bin ich kein neutraler Beobachter. Ich kann ebenso wenig die Methode der teilnehmenden Beobachtung reklamieren. Deutsche Wohnen & Co enteignen war für mich kein Studienobjekt, sondern eine Herzensangelegenheit. Es ging darum, unsere Stadt vor dem großen Geld zu retten. Seit 2013 bin ich in der stadtpolitischen Bewegung Berlins aktiv, erst nach Jahren kam mir Gedanke, dass ein wissenschaftlicher Blick auf diese Kämpfe lohnen würde.

      Als aus dem Gedanken ein Buchprojekt wurde, galt es, Abstand zu gewinnen. Ich war nicht bei allem dabei, was die Mietenbewegung auf die Beine gestellt hat. Meine Erinnerungen sind nur ein Ausschnitt, nicht immer liefern die aus ihnen abgeleiteten Erfahrungen schlüssige Deutungen für andere. Daher griff ich auf die Methoden zurück, die ich als Historiker gelernt habe. Gemeinsam mit meiner Mitstreiterin Joanna Kusiak führte ich Interviews mit Aktiven, um Abläufe zu rekonstruieren und Bewertungen abzugleichen. Aus der persönlichen wurde eine geteilte Erfahrung. Um die Fakten zu rekonstruieren und eine Deutung anzubieten, brauchte es jedoch schriftliche Quellen. Üblicherweise wird dazu in der Geschichtswissenschaft 30 Jahre abgewartet, bis die Archive ihre Akten freigeben. Doch soziale Bewegungen liefern keine Akten, sondern Flugblätter, E-Mails, Textnachrichten und Webseiten – Quellen für den Tagesgebrauch, die ein Archiv kaum je erreichen. Dieses Buch basiert deshalb neben Zeitungsberichten auf einer privaten Sammlung von Dokumenten: Broschüren, Flugblätter und Massenzeitungen von Deutsche Wohnen & Co enteignen und anderen Initiativen. Hinzu kommen elektronische Quellen, von Textentwürfen bis hin zu den Protokollen des DWE-Gesamtplenums aus den Jahren 2018 bis 2023, die ich für diesen Zweck gesammelt und geordnet habe. Ich danke meinen Mitstreiterinnen und Mitstreitern für die Erlaubnis, sie als Quelle zu nutzen. Aus Respekt wurden alle Zitate anonymisiert. Namen sind nur genannt, wo die Betroffenen zugestimmt haben, oder wo es sich um öffentliche Quellen wie Zeitungsberichte handelt. Trotz privilegiertem Zugang habe ich in diesem Buch nicht alle Interna ausgebreitet, weil ich mit meinen Mitstreiterinnen und Mitstreitern auch weiterhin für Vergesellschaftung kämpfen will. Allerdings meide ich den im Handgemenge der politischen Auseinandersetzung oft anzutreffenden Zweckoptimismus. Nicht nur die Stärken, sondern auch die Schwächen und blinden Flecken der Mietenbewegung werden aufgezeigt.

      Ein Wort zur Sprache ist an dieser Stelle notwendig. Ich vermeide das generische Maskulinum, weil es alle Geschlechter jenseits des Männlichen ignoriert. Dennoch ist von Eigentümern, Vermietern oder Aktionären die Rede. Anders als bei den Mieterinnen und Mietern, die im Buch als lernende Vielfalt konkreter Menschen auftreten, handelt es sich um soziale Rollen – Charaktermasken im Marxschen Sinne. Viele Vermieter oder Eigentümer sind nicht einmal Menschen. Sie sind Unternehmen, Fonds, juristische Fiktionen. Das Kapital tritt daher im generischen Maskulinum auf – die Kapitalistinnen unter den Lesenden mögen es mir verzeihen.

      Deutsche Wohnen & Co enteignen, kurz DWE, trat vor sieben Jahren erstmals an die Öffentlichkeit. Die Initiative hat sich vom informellen Zirkel aus zwei Dutzend Leuten zu einer hoch arbeitsteiligen Bewegung mit Hunderten Aktiven entwickelt. Dieses historische Werden möchte ich darstellen. Es gibt bereits gute sozialwissenschaftliche Analysen dazu, wie DWE als Bewegung funktioniert,⁠17 wie sie das Recht als politischen Hebel nutzt,⁠18 politische Kräfteverhältnisse beeinflusst⁠19 oder zum Verhältnis von Volksentscheid und Mietenbewegung.⁠20 Beleuchtet wurde auch das Vergesellschaftungskonzept der Initiative und besonders die Frage, ob es als Strategie zur sozial-ökologischen Transformation taugt.⁠21 Was fehlt, ist dagegen eine Bewegungsgeschichte. Es gibt kurze Skizzen zur Entstehung,⁠22 weniges zur Auseinandersetzung mit gegnerischen Kräften⁠23 und fast gar nichts über die Ausdifferenzierung der inneren Strukturen von DWE oder zur Frage, welche Rolle äußere Widerstände dabei spielten. Diese Fragen sind jedoch zentral. Deutsche Wohnen & Co enteignen entwickelte sich in vier Phasen: Die Initiative startete 2017 als informeller Zirkel und wurde in der zweiten Jahreshälfte 2018 zu einem anerkannten Teil der Berliner Mietenbewegung. Schon im Frühjahr 2019 wurde sie zur Leitinitiative, als die riesige Mietenwahnsinn-Demo ihre Losungen übernahm. Diese Hochphase der Initiative dauerte bis zum Abstimmungserfolg im September 2021, danach folgte ab 2022 eine Phase der Umorientierung. Mit ihrem zweiten Volksentscheid will Deutsche Wohnen & Co enteignen bald eine neue Offensive einleiten – es wäre die fünfte Stufe ihrer Entwicklung.

      Die Initiative meisterte in jeder dieser Phasen Hürden, an denen andere Initiativen zerbrachen. Sie überwand die Kleinteiligkeit bisheriger Mietenproteste, überstand jahrelange Blockaden des Senats und sündhaft teure Kampagnen der Immobilienlobby. Sie berappelte sich nach einem harten Konflikt um den Vorwurf eines sexuellen Übergriffs und überstand eine globale Pandemie. Was auch passierte, Deutsche Wohnen & Co enteignen wuchs mit den Herausforderungen. Meine These ist, dass eine doppelte Verweigerung der Initiative Widerstandsfähigkeit verlieh. Sie verweigerte eine Vereinsgründung und Institutionalisierung, blieb aber auch nicht bei einer formlosen Versammlungsdemokratie stehen. Stattdessen erfand DWE eine Organisierung neuen Typs, eine Synthese von Basisdemokratie und Delegation, von Freiwilligkeit und Verregelung, von Föderalismus und Zentralismus. Mit ihr wurde die Initiative zum schlagkräftigsten Akteur jener nach der Finanzkrise entstandenen neuen Mietenbewegung, die ich im zweiten Kapitel anhand ihrer Protest- und Organisationsformen vorstellen will. Diese Bewegung war bereits ein Jahrzehnt aktiv, bevor von Vergesellschaftung die Rede war. Viele ihrer Protestformen fanden Eingang in die Praxis von Deutsche Wohnen & Co enteignen. Eingang fanden auch Erfahrungen eines früheren Zyklus stadtpolitischer Proteste, der Anfang der 1990er auslief. Doch steht die Mietenbewegung eher in der Tradition der Sozialproteste der 2000er Jahre. Beim Vergleich mit den Hausbesetzungen der 1980er Jahre fallen dagegen die Unterschiede ins Auge. Es gibt in der neuen Mietenbewegung kaum direkte Aktionen wie Besetzungen oder Blockaden. Zum Moment der Sammlung wurde stattdessen die Legalität von Volks- und Bürgerentscheiden. Bald wurde ziviler Ungehorsam die Ausnahme – eine radikale Lücke definiert die neue Mietenbewegung. Doch ebenso kennzeichnend ist eine reformistische Lücke: Die Mietenbewegung vermisste Reformkräfte in Parlament und Verwaltung.⁠24 Im neoliberalen Staat ist die Verfassungspraxis durch Denkblockaden, aber auch handfeste Regelungen wie die Schuldenbremse eingeengt. Sie hat sich entfernt von der im Grundgesetz eingeschriebenen wirtschaftspolitischen Offenheit hin zum Primat des Marktes. Der neoliberale Staat brachte auch eine neoliberale Stadt hervor – ihre Entstehung und die Widerstände auf dem Weg dahin beleuchtet das folgende Kapitel. Dieser Weg ist eine Reise durch drei Städte: das Berlin des Laissez-faire-Kapitalismus, hinter einer Bruchzone aus Kriegen und Revolution das fordistische Berlin der 1950er Jahre und am Ende der Wanderung die neoliberale Stadt von heute.
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      Wie andere Städte in Europa und Nordamerika wurde auch Berlin erst im 19. Jahrhundert zur Metropole. Mit der Industrialisierung wuchs die Residenz an der Spree von 223.000 Menschen im Jahr 1816 auf über eine halbe Million im Jahr 1852. Nach der Reichsgründung 1871 war bald die Millionengrenze erreicht. Die Massen drängten sich auf kleiner Fläche: Wer damals von Berlin sprach, meinte Mitte und die angrenzenden Bezirke, während Charlottenburg, Schöneberg, Neukölln oder Spandau eigene Städte bildeten.⁠1 Erst im Gefolge der Novemberrevolution entstand »Groß-Berlin« in den heutigen Stadtgrenzen. Die Einwohnerzahl der 1920 gegründeten Metropolis war mit 3,8 Millionen höher als heute. In ihren Mietskasernen stellten Arbeiterinnen und Arbeiter die Mehrheit. Doch auch das Bürgertum in den Vorderhäusern und den grünen Vierteln im Westen der Stadt wohnte zur Miete. Ein Haus mit Garten war in der eng bebauten Stadt nur wenigen möglich und Wohneigentum bis zur Mitte der Wand kannte das damalige Recht nicht.

      So wurde Berlin zur Hauptstadt der Mieterinnen und Mieter, die sich bald organisierten. Der 1888 gegründete Berliner Mieterverein beschreibt seine Anfänge rückblickend als »respektable Organisation des bildungsnahen Kleinbürger- und Beamtentums«. Nur dieses Klientel konnte sich die Beiträge leisten und bekam Hilfe gegen »Miethswucher und Eigenthümertyrannei«.⁠2 Das seit dem 1. Januar 1900 geltende Bürgerliche Gesetzbuch behandelte Wohnungen wie jeden anderen gemieteten Gegenstand. Grenzen für Mietpreise oder einen Kündigungsschutz gab es bis zum Ersten Weltkrieg nicht. Es war die Zeit des Laissez-faire-Kapitalismus, in der der Markt das Wohnen regelte. Während das Bürgertum im Verein seine Rechte durchsetzte, waren Arbeiterinnen und Arbeiter der Willkür halbjährlicher Mieterhöhungen ausgesetzt. Anfang April und Oktober endeten die meist befristeten Mietverträge, an diesen »Ziehtagen« standen ganze Familien mit Sack und Pack auf der Straße. Ein Zeitzeuge berichtete am 1. April 1871 von »Tragbahren und Hundekarren, Wagen jeder Gestalt mit Pferden jeder Gattung, oft auch mit keuchenden Menschen bespannt«. Längst nicht alle fanden ein neues Obdach: »Allerwärts aber wurde die Szenerie belebt von geschäftig oder verzweiflungsvoll umherlaufenden, oft genug in tätlichen Streit mit hartherzigen Hauswirten sich befindlichen Menschen.«⁠3

      Wer nicht auf der Straße schlafen wollte, nahm jede Unterkunft an. Ganze Familien teilten sich ein Zimmer, Schlafburschen mieteten Betten für die Nacht. Krankmachende Praktiken wie das Trockenwohnen kalkfeuchter Neubauten waren gang und gäbe. Das »Wohnungselend« der Kaiserzeit führte viele zur Sozialdemokratie, die damals noch revolutionär auftrat. Friedrich Engels hoffte 1872 in seiner Schrift »Zur Wohnungsfrage«, diese mitsamt dem Kapitalismus zu überwinden.⁠4 Doch viele wollten darauf nicht warten: Im Erscheinungsjahr von Engels Schrift tobten in Berlin Krawalle. Zwangsräumungen lösten im Juli 1872 vier Tage andauernde Straßenschlachten in Kreuzberg und Friedrichshain aus, in deren Verlauf auch eine Polizeiwache erstürmt wurde.⁠5 Im selben Jahr errichteten obdachlose Familien die Siedlung »Barackia« am Kottbusser Tor, damals tatsächlich ein Tor zur Stadt. Bürgerliche Autoren romantisierten die Notlösung als Ausbruch aus der preußischen Ordnung. Ein Besucher schwärmte von einem »Freistaat im eigentlichen Sinne des Wortes, [...] frei von allen Chicanen der Polizei, frei von Executoren und tyrannischen Hauswirthen, ohne Miethsabgaben und Steuern, ohne verpestete Rinnsteine und anrüchige Senkgruben, frei von allen Lasten und Qualen der Weltstadt.«⁠6

      Zwischen der Rechtshilfe im Mieterverein und der Selbsthilfe des Proletariats lagen Welten. Wenn man im Laissez-faire-Kapitalismus von einer Mietenbewegung sprechen will, war diese zweigeteilt. Die Bürgerlichen hatten Rechtsschutz im Verein, die Arbeitenden muckten auf und bekamen es mit der Polizei zu tun. Sie setzte Zwangsräumungen durch, ging bei Krawallen mit dem Säbel dazwischen und räumte im August 1872 auch die Siedlungen am Kottbusser Tor. Zugang zum Rechtsstaat hatten die Arbeitenden lange nicht – selbst ihre Partei, die Sozialdemokratie, war unter Bismarck ab 1878 zwölf Jahre lang verboten, ebenso alle Gewerkschaften. Bis 1890 durften Sozialisten nur als Einzelne bei Wahlen antreten.⁠7 Doch auch danach blieben parlamentarischer Politik von unten enge Grenzen gesetzt: Preußen teilte seine Wähler nach Steueraufkommen in drei Klassen. So garantierte die Verfassung den Reichen im Landtag mehr Stimmen als den Armen, Frauen durften gar nicht wählen. Im Reichstag galt immerhin das allgemeine Männerwahlrecht, doch auch hier war die Arbeiterschaft von Wahl zu Wahl schlechter gestellt: die Städte wuchsen, die Wahlkreise wurden nie angepasst. Es brauchte eine Revolution, um demokratische Verhältnisse durchzusetzen. Erst in der Weimarer Republik konnten Mietenproteste Reformen erzwingen.

      Die Novemberrevolution wurde getragen durch einen Protestzyklus von Fabrik- und Mietstreiks in den Jahren 1916-1921. Dieser Zyklus war eine Reaktion auf die im Krieg zugespitzte Wohnungsnot, wie schon die Besetzungen und Krawalle von 1872 eine Reaktion auf den Wohnungsmangel nach der Reichsgründung waren. Protestzyklus – dieser Begriff meint im Folgenden eine Häufung von sozialen Mobilisierungen rund ums Wohnen. Ausgangspunkt waren Konflikte zwischen Mietenden und Vermietenden, aber auch Auseinandersetzungen über Wohnumfeld und Infrastruktur. Sie wuchsen in Zeiten der Wohnungsnot zu Massenbewegungen, oft gab es Überlappungen mit anderen sozialen Bewegungen. Die sozialistische Arbeiterbewegung war seit ihrer Entstehung Resonanzraum für Mietenproteste, ab 1916 überlappten sich Kämpfe um Miete, Arbeitsbedingungen und Lebensmittelpreise mit einer Antikriegsbewegung. Die zyklische Häufung von Mietenprotest darf jedoch nicht mit Kontinuität verwechselt werden. Die Kämpfe waren kurzlebig, sowohl Erfolge als auch Scheitern führten damals wie heute schnell zur Auflösung von Protestgemeinschaften. Verlor sich die Dichte, ging der Bewegungscharakter verloren. Es blieb eine Stellvertreterpolitik von Parteien und Vereinen. Bis in die Bonner Republik folgte diese einem klassischen rechts-links Schema, bei der die Arbeiterbewegung mit Gewerkschaften, KPD und SPD für die Mietenden eintrat, Konservative und Liberale dagegen für die Besitzenden. Zu den liberalen traten sozialdemokratische Mietervereine, erst um 1970 entkoppelten sich Mieten- und Arbeiterbewegung.

      Protestzyklen begleiteten Krisen der Regulierung des Wohnungsmarkts: Mietkonflikte im Ersten Weltkrieg und der Novemberrevolution führten zur Geburt staatlicher Wohnungspolitik. Die Krise des »sozialen Wohnungsbaus« ab 1970 brachte Bürgerinitiativen und später Hausbesetzungen hervor. Seit 2008 begleitet eine neue Mietenbewegung die Finanzialisierung des Wohnens. Die Kämpfe um eine andere Regulierung des Wohnungsmarkts waren stets Teil größerer Umbrüche: Die Berliner Mietstreiks bis 1921 waren Teil der Novemberrevolution, die Mietenbewegung ab 1970 basierte auf dem Aufbruch der 68er und der Krise des fordistischen Kapitalismus, die neue Mietenbewegung seit 2008 zog Erfahrungen aus Sozialprotesten gegen neoliberale Austerität im Jahrzehnt zuvor. Der Staat war stets Adressat von Protest, aber selten Gegner des Marktes. Lediglich die Weimarer Sozialdemokratie und die Wohnungspolitik der DDR verfolgten das Ziel, den Wohnungsmarkt abzuschaffen – erstere scheiterte in der Weltwirtschaftskrise an kapitalistischen Widersprüchen, letztere an ihrem eigenen Autoritarismus. Im Normalfall war der Staat dagegen nicht Gegenpol des Marktes, sondern regulierte das Funktionieren kapitalistischer Wirtschaften. Diese Regulation umfasste auch Klassenkompromisse.⁠8 Die genannten drei Städte unserer historischen Reise entsprechen drei Phasen der Regulation: der Laissez-faire-Kapitalismus des Kaiserreichs, deutlich abgemildert in der Weimarer Republik, die fordistische Stadt seit 1950 und die neoliberale Stadt, die sich nach langem Übergang Ende der 1980er Jahre herausbildete und bis heute andauert.⁠9 Die Mietenbewegung unserer Tage richtet sich gegen deren Marktradikalismus und schaut mit Interesse auf die Klassenkompromisse der 1920er Jahre.

      Revolution und Wohnungspolitik

      Durch demokratische Revolutionen und Wahlrechtsreformen zum Ende des Ersten Weltkriegs konnte die sozialdemokratische Arbeiterbewegung in Großstädten wie London, Berlin und Wien erstmals Mehrheiten erringen. Sie versuchte, Wohnraum und Infrastruktur dem Markt zu entziehen.⁠10 Mit Verweis auf diesen munizipalen Sozialismus werden aktuelle Anläufe marktferner Stadtpolitik in ganz Europa heute als »neuer Munizipalismus« bezeichnet. Besondere Ausstrahlung hatte in den 1920er Jahren das »Rote Wien«. Die Stadt regulierte den Wohnungsmarkt durch Mietendeckel und eine von den Hausbesitzenden zu entrichtende Wohnbausteuer so, dass Vermieten wenig rentabel war. Die Haus- und Bodenpreise sanken, die Stadt erwarb und errichtete Häuser. Sie baute mit dem »Gemeindebau« einen öffentlichen Wohnungsbestand auf, der bald den privaten Sektor übertraf.⁠11 Nach ähnlichem Muster verlief die Wohnungspolitik des ebenfalls sozialdemokratisch regierten Berlin. Auch hier gab es einen Mietendeckel für Bestandsbauten, erlassen jedoch von den preußischen Behörden. Anders als Wien war Berlin in der Zwischenkriegszeit kein Stadtstaat, was die Reichweite seines Munizipalismus beschränkte.

      Der preußische Mietendeckel hatte seine Wurzeln im Ersten Weltkrieg. Die Familien der im Krieg getöteten Soldaten sollten ab 1915 mit Verordnungen vor Obdachlosigkeit geschützt werden.⁠12 Der Druck für diese ersten Eingriffe in den Markt entstand ab 1916 durch Massenstreiks und Unruhen infolge des Weltkriegs. Sie richteten sich hauptsächlich gegen Lebensmittelmangel, aber auch steigende Mieten waren Thema: Die Rüstungsindustrie zog mehr Menschen in die Städte, ein kriegsbedingter Baustopp verhinderte die Schaffung von Wohnraum.

      Verordnungen konnten jedoch den Sturz des Kaisers nicht verhindern. Im Gefolge der Novemberrevolution radikalisierten sich auch die Mietenproteste. Ab Dezember 1918 kam es in Berlin vereinzelt zu Mietstreiks.⁠13 Sie wurden 1919 und 1921 zu Massenbewegungen. Es entstanden Mieterräte nach dem Muster der Arbeiter- und Soldatenräte.⁠14 Die Forderungen des Mietstreiks vom April 1921 umfassten die »Beschlagnahme aller bewohnbaren Räume«, die »zwangsweise Ausquartierung kleiner Familien aus übergroßen Wohnungen und dafür Einquartierung großer Familien«, die »Rückführung von zu Bürozwecken verwendeten Wohnräumen zu Wohnzwecken«, die »Beschlagnahme der Schlösser und Villen und deren Verwendung für soziale Wohlfahrtszwecke« und »volles Kontroll- und Mitbestimmungsrecht der Mieterräte in allen das Wohnungswesen betreffenden Fragen.«⁠15 Ende 1918 forderten Delegierte des in Berlin tagenden ersten Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte ein »Enteignungsrecht zur Verbesserung des Wohn- und Siedlungswesens«. Beschlossen wurde auf diesem Reichsrätekongress schließlich die Sozialisierung aller dafür »reifen« Industrien.⁠16 Eine Sozialisierungskommission wurde einberufen, um Genaueres zu regeln – doch umgesetzt wurde der Beschluss nie.

      Allerdings erhielt die Weimarer Verfassung von 1919 dank der Rätebewegung nicht nur das Versprechen auf eine gesunde Wohnung für jeden Deutschen, sondern auch einen Sozialisierungsartikel. Er ermöglichte die Vergesellschaftung per Gesetz und war das Vorbild für den späteren Artikel 15 des Grundgesetzes. Im Alltag wirkten jedoch nicht Verfassungsversprechen, sondern die Verordnungen zur Mietendeckelung. Sie wurden 1922 in einem Reichsmietengesetz deutschlandweit vereinheitlicht. Die »Friedensmiete« von 1914 war Anker eines Vergleichsmietensystems, das Erhöhungen begrenzte. Hinzu kam 1923 ein Mieterschutzgesetz, das Kündigungen auf »wichtige Gründe« wie Zahlungsrückstände beschränkte. Für die Verteilung der knappen Wohnungen sorgte im gleichen Jahr ein »Wohnungsmangelgesetz«, das den Kommunen mit Zustimmung der Länder ermöglichte, ungenutzten Wohnraum ohne Zustimmung des Eigentümers zu vermieten. Zuständig waren in Preußen kommunale Wohnungsämter, die auch Mietstreits schlichteten. Diese von den Vermietern wenig geliebte »Zwangswirtschaft« wurde nach dem Zweiten Weltkrieg ausgebaut. Der 1916 begonnene Protestzyklus hatte bis 1923 wesentliche Einschränkungen des Eigentumsrechts zu Gunsten der Mietenden erreicht. Zur Vergesellschaftung kam es nicht, die neuen Gesetze und Verordnungen verhinderten jedoch, dass Wohnungsnot für Preiserhöhungen missbraucht wurde.

      Neuer Wohnraum entstand erst ab 1924 durch ein öffentliches Wohnungsbauprogramm. Es wurde finanziert durch die »Hauszinssteuer« – eine Abgabe auf Mieteinnahmen, mit der die in der Hyperinflation 1923 entschuldeten Vermieter belegt wurden.⁠17 Die Hauszinssteuer wurde von den Ländern erhoben und floss in den Wohnungsbau überwiegend gemeinnütziger Träger.⁠18 Diese hatten bauliche Mindeststandards zu erfüllen. Es entstanden für die Zeit einzigartig komfortable und gesunde Wohnungen. Die Profite der gemeinnützigen Baugesellschaften wurden gesetzlich begrenzt, sie konnten auch nach Ende der Förderung keine Gewinne abziehen. Diese »Trägerbindung« stärkte einen gemeinwirtschaftlichen Wohnungssektor aus Genossenschaften, gewerkschaftseigenen und kommunalen Wohnungsgesellschaften, die langfristig leistbaren Wohnraum zur Verfügung stellten. Der sozialdemokratische Berliner Baudirektor Martin Wagner verstand unter »Gemeinwirtschaft« jedoch mehr. Er förderte die Entstehung von »Bauhütten« – gemeinwirtschaftlichen Bauunternehmen, die ihre Profite nicht ausschütteten, sondern reinvestierten. Ziel war nichts weniger als die Abkehr vom Kapitalismus – Gemeinwirtschaft als Alternative zum Markt.
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        Die zwischen 1925 und 1933 von der gemeinnützigen GEHAG errichtete Hufeisensiedlung in Berlin-Britz gelangte 2007 in den Besitz der Deutsche Wohnen SE.
      
      Über erste Anfänge kam diese Utopie nicht hinaus. Der Neubau konnte den Bedarf nicht decken, die meisten Bauten waren trotz Förderung für die wirklich Armen unbezahlbar. Das Ausmaß des Programms beeindruckt jedoch bis heute: In Deutschland wurden zwischen 1919 und 1932 etwa 2,5 Millionen Wohnungen gebaut.⁠19 In Berlin schuf der geförderte Wohnungsbau architektonische Ikonen wie die Berliner Hufeisensiedlung. Sie bot siebzig Jahre erschwinglichen Wohnraum, bis der Senat 1998 die gemeinnützige GEHAG als Eigentümerin der Siedlung privatisierte. 2007 wurde sie Teil des Deutsche-Wohnen-Konzerns, der die Silhouette der Siedlung für sein Logo verwendete.

      Der gemeinnützige Wohnungsbau kam ab 1930 mit der Weltwirtschaftskrise zum Erliegen. Sie brachte neue Proteste hervor, wie den legendären Berliner Mietstreik des Jahres 1932, der vor allem durch arbeitslose Familien getragen wurde.⁠20 Die Machtübernahme der Nazis beendete den von der KPD unterstützten Mietstreik ebenso wie den von der SPD getragenen Aufbruch in Richtung Gemeinwirtschaft. Beide Arbeiterparteien und die Gewerkschaften wurden verboten, ihre Betriebe und Wohnungsbestände enteignet. Wohnungspolitiker wie Martin Wagner wurden abgesetzt und verfolgt. Die Wohnungszwangswirtschaft bestand ebenso fort wie kommunale Mietendeckel – aller demokratischen Ansprüche beraubt, wurde sie Teil der NS-Kriegswirtschaft. Der Revanchekrieg gegen die Siegermächte des Ersten Weltkriegs, den die Nazis schon vor ihrer Machtübernahme angekündigt hatten, kostete nicht nur Millionen Menschen das Leben. Er führte auch zur Zerstörung der deutschen Städte und einer nie dagewesenen Wohnungsnot nach 1945.

      Die fordistische Stadt

      Die »fordistische Stadt« bezeichnet das in den 1950er Jahren entstandene wohnungspolitische Regime Westdeutschlands und Westberlins. Der Begriff bezieht sich auf die von Henry Ford in seinen Autofabriken durchgesetzte arbeitsteilige Massenproduktion und das damit einhergehende Kapitalismusmodell, das sich jedoch erst nach dem Zweiten Weltkrieg in den USA und Europa durchsetzte. Es beinhaltete hohe Löhne für eine Arbeiterklasse, die erstmals in der Geschichte nennenswert konsumieren konnte, ermöglicht durch Kohle und Öl als Treibstoffe eines scheinbar endlosen Wirtschaftswachstums. Auch die Massenproduktion von Wohnungen gehörte dazu – doch diese rentierte sich nicht am Markt. Wie schon in den 1920er Jahren brauchte es staatliches Geld, um leistbare Wohnungen zu bauen.

      Diese Mittel standen jedoch in der deutschen Zusammenbruchsgesellschaft nicht zur Verfügung. In Berlin war 1945 mehr als die Hälfte des Wohnungsbestandes zerstört oder beschädigt, in Köln waren es 70 Prozent.⁠21 Allein in den Westzonen wurden zwei Millionen Wohnungen zerstört, gleichzeitig suchten Millionen Geflüchtete aus den nun polnischen und sowjetischen Gebieten eine Bleibe. Dem totalen Krieg folgte eine totale Wohnungsnot, die in Ost und West mit dirigistischen Mitteln verwaltet wurde. Das Kontrollratsgesetz Nr. 18 der Alliierten erneuerte 1946 die staatliche Wohnraumzuweisung, die nach 1949 in beiden deutschen Staaten fortlebte. Der Bundestag erließ dafür 1953 ein Wohnraumbewirtschaftungsgesetz. Es stellte den gesamten Wohnraum der Bundesrepublik unter Zwangsbewirtschaftung, mit wenigen Ausnahmen für seit der Währungsreform errichtete Bauten. Zuständig waren örtliche Wohnungsämter, die erstmals auch außerhalb des 1946 aufgelösten Preußen eingerichtet wurden. Hausbesitzer mussten freien Wohnraum melden. Die Ämter konnten Wohnungssuchende in leerstehende oder unterbelegte Wohnungen einweisen, jede Einweisung begründete einen Mietvertrag. Zweckentfremdung und Abriss von Wohnungen waren verboten. Auch im Westen war der Wohnungsmarkt damit scharf reguliert. Erst nach Jahren des Wiederaufbaus entwickelten sich zwei unterschiedliche Regime, die im geteilten Berlin miteinander wetteiferten: im Westen die fordistische Stadt, im Osten die staatliche Wohnraumversorgung der DDR.⁠22

      Auch im Osten gab es keine Massenenteignung. Privates Vermieten fand in Ostberlin weiter statt, allerdings wurden Marktmechanismen Schritt für Schritt außer Kraft gesetzt. Zunächst galten Mietpreisbegrenzungen aus der Vorkriegszeit bis 1990 unverändert weiter – zwei Generationen ohne Mieterhöhung. Außerdem waren Mietverträge nach DDR-Recht selbst bei Zahlungsverzug praktisch unkündbar. Hausbesitz war unter diesen Bedingungen nur fürs eigene Heim sinnvoll, das Vermieten war eher ein Verlustgeschäft. Viele gaben auf, wodurch der volkseigene Wohnungsbestand wuchs. Er wurde von Kommunalen Wohnungsverwaltungen (KWV) getragen. Gleichzeitig wurden Wohngenossenschaften gefördert – ein Stück Selbstverwaltung in der ansonsten zentralen Planwirtschaft.⁠23 Bis zu ihrem Ende führte die DDR in Ostberlin und anderen Städten umfangreiche Neubauprogramme durch, während die Altbauten vernachlässigt, entmietet und abgerissen wurden.⁠24 Diese Modernisierung von oben hatte Parallelen zur Bundesrepublik: Es gab Leerstand trotz Wohnungsnot, wegen der Abrisse wirkte nur jede zweite Neubauwohnung bestandserhöhend.⁠25 Offenen Protest gab es nicht, jedoch Widerstand durch »stille Besetzungen« seit den 1970er Jahren. Leerstehende Altbauwohnungen wurden heimlich bezogen, mitunter gelang eine Legalisierung. Schon vor dem Mauerfall waren im Osten Berlins ganze Häuser faktisch besetzt.⁠26

      Auch der Westberliner Senat unter Willy Brandt setzte ab 1963 auf Flächensanierung durch Abriss.⁠27 Das serielle Bauen war der Ostmoderne durchaus ähnlich, beide Staaten knüpften mit Standardisierung an die Ideen des Reformwohnungsbau der 1920er Jahre an. Auch gesetzliche Klammern aus der Weimarer Republik blieben in Ost und West erhalten. Erst Ende der 1950er Jahre wurde im Westen ein Übergang zum freien Markt eingeleitet. Die Wohnungszwangswirtschaft wurde in der Bundesrepublik 1960 aufgehoben, kommunale Mietendeckel Stadt für Stadt gelockert.⁠28 Den gemeinwirtschaftlichen Sektor wollte die Adenauer-Regierung erhalten, aber keineswegs ausweiten. Deshalb wurde der mit den Wohnungsbaugesetzen von 1950 und 1956 neu eingerichtete »Soziale Wohnungsbau« nicht mehr an Gemeinnützigkeit gebunden.⁠29 Auch private Vermieter und Eigenheime wurden gefördert. Dieser Wechsel von der »Trägerbindung« zur »Objektbindung« galt auch für Westberlin. In geförderten Mehrfamilienhäusern erhielten die Kommunen reduzierte Mieten und Mitsprache bei der Belegung – etwa für Haushalte mit geringem Einkommen, die einen »Wohnberechtigungsschein« beantragen konnten. Diese Sozialbindung geförderter Wohnungen dauerte zwei oder drei Jahrzehnte, danach konnten die Eigentümer Marktpreise verlangen. Das »Herausfallen« aus der Sozialbindung war gewollt. Der geförderte Wohnungsbau sollte in den Markt übergehen, der bald die gesamte Wohnraumversorgung regeln würde. Öffentliches Eigentum entstand nur als Nebeneffekt, wenn landeseigene oder kommunale Gesellschaften die Förderung in Anspruch nahmen. Doch die Utopie der Marktsteuerung wurde nie erreicht. Das programmierte Ende der Sozialbindungen erzeugte einen immer neuen Mangel an günstigem Wohnraum. Es brauchte neue Programme oder Anschlussförderungen, um den Bestand an Sozialwohnungen stabil zu halten. So stieg die Zahl der Wohnungen, aber der Anteil von für Geringverdiener leistbaren Wohnungen blieb bestenfalls konstant. Die immer neuen Förderungen waren teuer, denn der Staat garantierte Bauherren eine »Kostenmiete«, in der sogar die Verzinsung des Eigenkapitals enthalten war. Sie wurde durch Zuschüsse herunter subventioniert – steigende oder aufgeblähte Baukosten gingen ebenso zu Lasten der Steuerzahler wie Zinsschwankungen.

      Berliner Filz und Widerstand

      In der Halbstadt Westberlin wurde dieses System des »sozialen« Wohnungsbaus durch Subventionen aus der Bundesrepublik finanziert. Daneben existierten besondere Steuerabschreibungsmodelle, von denen auch andere Branchen profitierten.⁠30 Anfang der 1980er Jahre wurde beides kombiniert: Nach einer Umstellung der Bauförderung auf Bankkredite wurden Abschreibungsfonds geschaffen, die den sozialen Wohnungsbau für Anleger öffneten.⁠31 Besserverdienende konnten fiktive Verluste bei Berliner Bauten von ihrer Steuerschuld in Westdeutschland abziehen – sie erwarben Immobilien auf Staatskosten. Die Konstruktion ähnelte den Fondsmodellen des späteren Berliner Bankenskandals, die ebenfalls mit Gewinngarantien Kapital nach Berlin locken sollten.

      Das System setzte auf Neubau, war aber eigentlich eine Wirtschaftsförderung. Und diese förderte zunächst die Vernichtung von Wohnraum. Flächensanierung bedeutete, dass heruntergekommene, aber preisgünstige Altbauten blockweise entmietet und abgerissen wurden. Dagegen protestierten zunächst Bürgerinitiativen, bald kam es auch zu Hausbesetzungen. Sie brachten soziale, ästhetische und historische Kritik vor: Die neuen Wohnungen waren teurer als die alten, die Betonarchitektur wurde als inhuman empfunden, die Abrisse vernichteten Baudenkmäler – was auch Konservative erboste. Erste Besetzungen entmieteter Gebäude gab es in Berlin bereits 1971. Sie erfassten 1979-1984 in einer regelrechten Welle den Westteil der Stadt und in einem zweiten Protestzyklus ab 1990 auch Ostberlin.⁠32 Es dominierte eine autonome Szene junger Aussteigerinnen und Aussteiger, doch waren auch Lehrlinge und migrantische Familien beteiligt. Die Bewegung genoss breite Sympathien, während die fordistische Stadterneuerung in eine Krise geriet. Ihre Fördersysteme zementierten korrupte Nahverhältnisse von Politik und Immobilienindustrie. Die offenbarten sich etwa in der sogenannten Garski-Affäre: Der Architekt Dietrich Garski hatte vom Berliner Senat Garantien über einhundert Millionen D-Mark für ein Projekt in Saudi Arabien erhalten, das schließlich pleiteging. Der auf den Skandal folgende Rücktritt des SPD/FDP-Senats Anfang 1981 diskreditierte das Mantra vom »Bauen, Bauen, Bauen«.

      Während die Regierung stürzte, weckte eine Welle von 165 gleichzeitig aktiven Hausbesetzungen im Sommer 1981 Hoffnungen auf ein selbstverwaltetes Westberlin.⁠33 Um die Bewegung einzudämmen, legalisierte der neue CDU-Senat einzelne Häuser mit Mietverträgen und Fördergeldern, während andere gewaltsam geräumt wurden.⁠34 Dies beförderte eine bereits vorhandene Spaltung in »Verhandler« und »Nicht-Verhandler«. Es gelang, die Bewegung aufzureiben. Schon 1984 gab es kein vertragsfrei besetztes Haus mehr. Allerdings war auch die Flächensanierung am Ende. Der Senat beschloss 1983 neue Grundsätze zur »behutsamen Stadterneuerung«, die sich am Erhalt der Altbauten orientierten.⁠35

      Das Fördersystem des sozialen Wohnungsbaus blieb jedoch bestehen, auch wenn es kriselte. Trotz immenser Ausgaben war die subventionierte Miete der »sozialen« Wohnungsbauten stets teurer als die zunächst gedeckelten, später wegen des schlechten Gebäudezustandes niedrigen Altbaumieten. Schon 1965 war in der Bundesrepublik und Westberlin ein Wohngeld eingeführt worden, mit dem einkommensschwache Haushalte sich den sozialen Wohnungsbau leisten konnten. So finanzierte der Staat dessen Mieten doppelt. Unterm Strich blieb der alte soziale Wohnungsbau eine Wirtschaftsförderung »mit sozialer Zwischennutzung«.⁠36 Bauindustrie, Immobilienfirmen, finanzierende Banken und landeseigene Wohnungsgesellschaften, aber auch Genossenschaften und Gewerkschaften im Bausektor profitierten. Die beteiligten Akteure bildeten einen wohnindustriellen Komplex mit gemeinsamen Interessen. In Westberlin war dieser Komplex besonders eng mit der Politik verknüpft: Die politische Landschaft war überschaubar und das Geld kam von außen. Auch nach dem Rücktritt des Senats 1981 gab es keine Entflechtung. Wechselnde »Immobilienverwertungs-Koalitionen« setzten die Interessen der Immobilienwirtschaft durch.⁠37 Selbst als die Subventionen nach 1990 nicht mehr flossen, lief der »soziale« Wohnungsbau weiter. Erst 2003 zog der Senat die Reißleine.

      Die Einbindung in den wohnindustriellen Komplex höhlte die ambitionierte Wohnungspolitik der Sozialdemokratie aus. Die von ihr gegründeten gemeinwirtschaftlichen Wohnungsbetriebe orientierten sich längst am Markt. Auch die Gewerkschaften gerieten in diesen Sog. Sie hatten ihre nach der Befreiung 1945 rückerstatteten Wohnungsbestände in den 1950er Jahren weiter zentralisiert. Aus zahlreichen selbstverwalteten Betrieben entstand ein Großunternehmen namens »Neue Heimat«, das über einer Million Menschen Wohnraum zur Verfügung stellte.⁠38 Die demokratische Kontrolle erodierte mit der Zentralisierung. Die Neue Heimat wurde zum ersten Wohnkonzern Deutschlands und war einer der größten Akteure im sozialen Wohnungsbau. Ihre Überschüsse flossen dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) zu. Bald übernahm die Neue Heimat auch Baugeschäfte im Ausland. Das gute Wohnen rückte in den Hintergrund, Gewinn und Expansion wurden Selbstzweck.

      Jahrzehnte der gemeinsamen Förderung von privaten und gemeinwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen führten zur Angleichung beider Sektoren. Beide funktionieren heute nach einer betriebswirtschaftlichen Logik und vertreten gemeinsame Interessen gegenüber der Politik. Auch viele Genossenschaften wurden Teil dieses Blocks, der den Markt gegen jede Regulierung verteidigt. Der Seitenwechsel der gemeinwirtschaftlichen Vermieter hinterließ eine politische Leere, die andauert. Bis heute sind kommunale und kommerzielle Wohnungsunternehmen in gemeinsamen Lobbyverbänden wie BBU oder GdW organisiert. Doch schon für die ersten Proteste gegen Stadtumbau und hohe Mieten um 1970 waren die gewerkschaftseigene Neue Heimat und die SPD-dominierten landeseigenen Unternehmen Berlins nicht Hoffnungsträger, sondern Gegner. Die Mietenbewegung löste sich damals von der Arbeiterbewegung und wurde Teil einer vielfältigen Landschaft »Neuer Sozialer Bewegungen«.

      Die neoliberale Stadt

      Die Entstehung der neoliberalen Stadt wurde von sozialen Bewegungen mit vorangetrieben. Mieterinnen und Mieter protestierten gegen den Leerlauf des sozialen Wohnungsbaus – doch Besetzungen und Bürgerinitiativen verfehlten ihr Ziel einer demokratischen Stadt mit menschlichem Antlitz. Bundes- und Landesregierungen sowie später die Kommunen stärkten in einer langen, nicht immer widerspruchsfreien Kette von Reformen von den 1970er bis in die 2000er Jahre die Rolle der Eigentümer. Die neue Stadt sollte mehr Markt und mehr Freiheit bringen. Ihre Architektur zitierte das Kaiserreich, ihre Politik den Laissez-faire-Kapitalismus. Nicht nur das Wohnen, sondern auch Wasser, Energie und Gesundheitswesen wurden nach 1990 dem Markt überlassen und erlebten eine Landnahme durch Finanzinvestoren. Einige Klassenkompromisse wie der Mietspiegel blieben erhalten, doch vieles wurde aufgegeben oder umgeschrieben. Durch Privatisierung, Deregulierungen und Personalabbau im öffentlichen Dienst gaben staatliche Akteure Ansprüche auf Gestaltung auf. Aus Überzeugung oder unter finanziellem Druck suchten Stadtregierungen die Partnerschaft mit Unternehmen der Finanzwirtschaft. Diese schlugen ein, staatliche Planung blieb notwendig zur Moderation ihrer Interessen.

      Wann fing das an? Elemente von Marktsteuerung waren bereits in der fordistischen Stadt angelegt, so etwa die Öffnung der Wohnungsbauförderung für Private und das »Auslaufen« der befristeten Sozialbindungen in den 1950er Jahren. Auch die schrittweise Aufhebung kommunaler Mietendeckel ab 1960 und das Ende der Vergabe durch die Wohnungsämter im selben Jahr bedeuteten eine Liberalisierung. So entstand um 1960 ein Wohnungsmarkt mit staatlichen, privaten und gemeinwirtschaftlichen Vermietern, zusammengehalten durch ein einheitliches Mietrecht. Erst Ende der 1980er Jahre wurde dieses Gleichgewicht gesprengt – und etwas Neues entstand. Meilensteine für das neoliberale Berlin waren 1988 der Fall des Mietendeckels im Westen, im Osten folgte 1990 das Ende der staatlichen Wohnungswirtschaft und die Massenprivatisierung öffentlicher Bestände. Zeitgleich setzte der Bund 1990 die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit durch. Im Jahr 2003 beendete der Senat von Berlin die Anschlussförderung im sozialen Wohnungsbau, so dass für viele einst geförderte Wohnungen die volle Kostenmiete verlangt werden durfte.

      Ebenso wichtig für das neue Gesicht unserer Städte war die Deregulierung der Finanzmärkte. Hedgefonds und Aktiengesellschaften durften nach der Jahrtausendwende ins Wohnungsgeschäft einsteigen. Erstmals wurden lokale Wohnungsmärkte mit den Renditeerwartungen der globalen Finanzmärkte konfrontiert. In dieser Phase stellte sich auch Berlins wohnindustrieller Komplex neu auf – angetrieben nicht mehr von Subventionen, sondern von Investorengeld. Die Gleichzeitigkeit von Bauboom und Deindustrialisierung sorgte in der wiedervereinigten Stadt dafür, dass die Immobilienbranche als Wirtschaftsfaktor umworben wurde: »Zum Selbstverständnis der Sozialdemokratie gehört immer, dass alle zu Wort kommen können, auch Investoren.«⁠39 So beschrieb der ehemalige Bausenator Peter Strieder die neue Agenda des wohnindustriellen Komplexes. Der SPD-Mann war von 1996 bis 2004 in Berlin für Stadtentwicklung zuständig. Er verlor sein Amt in einem Skandal um die Finanzierung der Vergnügungsstätte Tempodrom und verkauft seitdem als Berater sein Wissen an Immobilienunternehmen. Strieder verkörpert wie der ehemalige IG-Metall Vize Walter Riester (Vater der Riester-Rente) der einstige Arbeitsdirektor Peter Hartz (Namenspatron der Hartz-Gesetze) die »Marktsozialdemokratie« – eine Arbeiterpartei, deren Volkstribune zu Managern wurden.⁠40 Eine Wurzel dieser Entwicklung war auch der Seitenwechsel der Gemeinwirtschaft. Ihre Angleichung an den Markt begann in den 1950er Jahren zunächst schleichend, bis 1982 der große Knall kam.

      Das Wohnungsunternehmen Neue Heimat hatte mit seinem Wachstumskurs jahrzehntelang die Streikkassen des DGB gefüllt – und stand plötzlich vor der Insolvenz.⁠41 Vorstandsmitglieder und Führungskräfte hatten Verluste im Ausland verschleiert und überteuerte Leistungen eigener Unternehmen abgerechnet. Der Expansionskurs hatte nicht nur die gemeinwirtschaftliche Demokratie, sondern auch alle betriebswirtschaftlichen Kontrollen beseitigt. Der Skandal führte nicht zur Demokratisierung, sondern zur Privatisierung des Unternehmens. Der DGB verkaufte seine Wohnungen – und löste sich Schritt für Schritt von gemeinwirtschaftlichen Unternehmen in anderen Bereichen. Diese Selbstaufgabe erleichterte Helmut Kohl die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit. Sie hatte über Jahrzehnte den gemeinwirtschaftlichen Wohnungssektor zusammengehalten – und war seit dem 1. Januar 1990 Geschichte.

      So waren es stets Krisen, die Gelegenheit zur Auflösung alter Klassenkompromisse boten. Geldverschwendungen im »sozialen« Wohnungsbau oder die hohen Kosten der Arbeitslosigkeit wurden in den 1980er Jahren nicht dem Versagen des Marktes angelastet, sondern dem Staat, der als Unternehmer angeblich nichts taugte. Diese Interpretation entstammte der Lehre des Monetarismus, die Wirtschaftspolitik auf Inflationsbekämpfung reduzieren wollte. Nachdem der deutsche Nachkriegskapitalismus um 1973 eine erste große Krise erlebte, setzte sie sich durch. In den 25 Jahren zuvor hatte stetiges Wachstum Gewinne, Lohnerhöhungen und Sozialstaatlichkeit gleichermaßen finanziert. Doch dann brachen stillgelegte Verteilungskämpfe neu auf. Die Unternehmer und ihre Verbände führten sie als Deutungskämpfe um »unsere« Wirtschaft – und gewannen. Den 1972 beginnenden ökologischen Diskurs über die »Grenzen des Wachstums« deuteten sie mit dem Schlagwort von den »Grenzen des Sozialstaats« geschickt um. Der Sozialstaat wurde nicht weiter ausgebaut, Steuererhöhungen oder die damals starken Forderungen nach Wirtschaftsdemokratie galten als schädlich für das prekäre Wachstum. Dirigiert von SPD-Kanzler Helmut Schmidt verabschiedete der Bundestag 1981 einen ersten Sparhaushalt. Eine »Austerität« genannte Politik der Knappheit wurde in den vier Jahrzehnten danach zur Grundlage einer ganzen Reihe marktradikaler Reformen. In der Inselstadt Westberlin kam die Austerität jedoch mit Verspätung an. Berlin war das Schaufenster des Westens, bis 1989 finanzierte die Stadt fast die Hälfte ihres Haushalts aus Bundesmitteln – sie musste nicht sparen. Erst mit der Wiedervereinigung wurde das Schaufenster geschlossen. Berlin geriet in finanzielle Schieflage. Mit dem Bankenskandal 2001 wurde die Hauptstadt von der Nachzüglerin zur Vorreiterin in Sachen Austerität. Sie führte zur Liberalisierung des Berliner Wohnungsmarkts und befeuerte zwei Protestzyklen. Der erste begleitete die Formierung der neoliberalen Stadt von 1987 bis 1992. Der zweite begann mit der Rückkehr der Wohnungsnot im Nachgang der Finanzkrise um 2008 und dauert bis heute an.

      Der Protestzyklus 1987-1992

      Bis 1987 war die Halbstadt Berlin ein gallisches Dorf – die letzte Kommune mit Mietendeckel. Der Deckel schützte die Mieten in den Altbauten der Stadt, angesichts der Kosten- und Mietenexplosion bei den geförderten Bauten waren sie der »eigentliche Soziale Wohnungsbau«.⁠42 Seit 1960 sah der sogenannte Lücke-Plan vor, dass Städte mit ausgeglichenem Wohnungsmarkt als »weiße Kreise« zu Marktmieten übergehen sollten.⁠43 Hamburg und München hatten 1974 und 1975 als letzte westdeutsche Großstädte ihre Mietendeckel aufgehoben. Doch in Berlin war dies umstritten. Eine bereits 1981 geplante Freigabe wurde wegen der Welle von Hausbesetzungen verschoben.⁠44 1987 sollte sie nachgeholt werden. Die Mieterinnen und Mieter wehrten sich in einer selbst organisierten Volksabstimmung – denn die damalige Gesetzeslage sah keine Volksentscheide vor. An der von Mietervereinen und linken Initiativen getragenen Aktion beteiligten sich eine halbe Million Menschen, eine Mehrheit lehnte die Marktmieten ab. Es war die größte wohnungspolitische Mobilisierung im alten Westberlin – und die erste Volksbefragung zum Thema. Parallel fand eine Welle von über 50 neuen Hausbesetzungen statt.⁠45 Doch trotz des geballten Drucks verfehlten die Proteste gegen den »weißen Kreis« ihr Ziel. Erreicht wurde durch intensive Lobbyarbeit des Berliner Mietervereins lediglich ein Mietspiegel auf Grundlage der noch preisgebundenen Altbaumieten.⁠46 Doch stiegen schon nach 12 Monaten die Neuvertragsmieten um 15 Prozent. Der Westberliner Wohnungsmarkt war entfesselt.

      Als im Osten die Staatsmacht zusammenbrach, folgte 1989 ganz unverhofft ein zweiter Höhepunkt des stadtpolitischen Protestzyklus: das Zusammenfließen der Ost- und Westberliner Hausbesetzungen.⁠47 In der Hauptstadt der DDR konnte die Volkspolizei nach dem Mauerfall Besetzungen nicht mehr verhindern, die West-Polizei durfte nicht einschreiten. Ein Boom an Instandbesetzungen war die Folge. Erst der Einigungsvertrag beendete am 3. Oktober 1990 das Machtvakuum. Einen Monat später rückte die Westberliner Polizei mit Verstärkung aus Nordrhein-Westfalen über die einstige Zonengrenze vor. In einer fast militärischen Konfrontation räumte sie 13 Häuser in der Mainzer Straße in Friedrichshain – die größte zusammenhängende Besetzung im Osten war Geschichte.⁠48 Als Folge der Ereignisse stürzte der erste rot-grüne Senat Berlins – aufgekündigt von der grünen »Alternativen Liste«. Doch gelang es vielen Häusern, sich zu legalisieren. Neue Wohn- und Kulturprojekte festigten den Ruf Berlins als Hauptstadt der Gegenkultur. Die Musik- und Clubszene profitiert bis heute von dieser Aura, auch wenn sie ihre Räume längst ordnungsgemäß anmietet. Besetzungen dagegen gelangen nach 1990 kaum mehr, eine subkulturelle Schließung vieler Projekte zeichnete sich ab.⁠49

      Höhepunkt und Abschluss des Protestzyklus rund um die Geburt des neoliberalen Berlin war 1992 eine Großdemonstration von 20.000 Menschen unter dem Motto »Wir bleiben Alle!«. Eingeladen hatten stadtpolitische Aktivistinnen und Aktivisten aus Ostberlin, unterstützt durch die Bürgerrechtsbewegung Neues Forum, christliche Gemeinden und Gewerbetreibende. Anlass war die geplante Überleitung der Ost-Mieten auf Westniveau. Ein Aktivist beschrieb im Rückblick die Breite des Protests: »Im Vergleich zu den damals zentralen Protestthemen Antifa- und Häuserkampf kamen zur Wir-Bleiben-Alle-Demonstration all jene Nachbar/innen, die sonst höchstens aus den Fenstern sahen. Wir Bleiben Alle! war keine Szene-Mobilisierung und keine Parteipolitik, sondern ein echter Basisprotest, der seine soziale Breite einer allgemeinen Betroffenheit verdankte.«⁠50 Die Angleichung fand dennoch statt, »Wir Bleiben Alle!« war die letzte große Mietendemo für fast zwei Jahrzehnte.

      Zwar endeten stadtpolitische Kämpfe nicht plötzlich. Autonome verhinderten 1993 mit militanten Aktionen die für das Jahr 2000 angestrebte Vergabe der Olympischen Spiele nach Berlin.⁠51 Doch Wohnraum für die Massen verschwand langsam aus dem Forderungskatalog außerparlamentarischer Politik. Eine Ursache war, dass nach der heftigen Angleichung die Durchschnittsmieten nur noch langsam stiegen. Allerdings lebten die Menschen nicht im Durchschnitt: Angesagte Bezirke wie Prenzlauer Berg erlebten Preissteigerungen und einen Bevölkerungsaustausch zugunsten Besserverdienender. In Marzahner Großsiedlungen wurde dagegen Leerstand durch Abriss bekämpft.⁠52 Noch 2001 waren dort 16 Prozent aller Wohnungen unbewohnt.⁠53 Es ergab sich ein ungleiches Bild aus Aufwertung und Wohnungsmangel in einigen Stadtteilen, Schrumpfung und Verwahrlosung an anderer Stelle. Eine landesweite Mietenbewegung kam so nicht zustande. Konflikte blieben lokal und drehten sich vor allem um den Verlust des Wohnumfeldes: Verdrängung war das neue Angstwort. Viele Berlinerinnen und Berliner mussten ihre Wohnung, ihre Nachbarschaft und den Grundschulplatz der Kinder für zahlungskräftigere Klientel räumen. Diese Erfahrung erklärt die Popularität von Deutungen, die nicht die Besitzenden, sondern Zugezogene als Bedrohung sahen. Nicht der Vermieter, sondern der Nachmieter erschien als Gegner. Die Möglichkeit, im Nachbarbezirk etwas Bezahlbares zu finden, bot jedoch auch Chancen. Neue Wohngemeinschaften, Kneipen, Clubs und Kunsträume öffneten in den Industriegebieten Ostberlins oder den Altbauten Neuköllns.

      Berlin verkauft seine Wohnungen

      Die im Rückblick recht kurze Phase des »Mietermarkts« von 1990 bis etwa 2008 erklärt das Ende des Protestzyklus um 1992 und die weitgehende Hinnahme der folgenden Privatisierungswelle. Im Jahr der Einheit 1990 verfügte Berlin über 590.000 kommunale Wohnungen in Ost und West. Zwanzig Jahre später blieben davon weniger als die Hälfte. Zusätzlich wurden über zehntausend landeseigene Grundstücke privatisiert.⁠54 Verkauft wurden zudem Werkswohnungen staatlicher und privater Betriebe sowie Gebäude und Grundstücke des Bundes. Der Ausverkauf wurde mit der Krise öffentlicher Haushalte begründet.

      Doch viele der Liegenschaften waren profitabel. In Berlin wurden die verbliebenen landeseigenen Wohnungsunternehmen durch »in-sich-Geschäfte« zentralisiert. Die Unternehmen wurden zusammengelegt, die Mieten erhöht, alle Gewinne flossen in den Landeshaushalt. Die Privatisierungen wurden ebenfalls mit Geldnot begründet, brachten jedoch nur kurzfristig Einnahmen. Sie waren kein Sachzwang, sondern ein politisches Projekt: Der Markt sollte regeln. Dieses Ziel wurde mit Druck verfolgt. So zwang die Bundesregierung 1993 mit dem »Altschuldenhilfegesetz« die ostdeutschen Wohnungsgenossenschaften zum Verkauf von 15 Prozent ihrer Wohnungen bis zum Jahr 2003. Bei den Altschulden handelte es sich um Subventionen aus DDR-Zeiten, die nach Privatisierung der DDR-Kreditinstitute zu Schulden umdefiniert wurden.⁠55 In Berlin betraf dies 50.000 Wohnungen.⁠56 Hier waren bereits Umrisse einer Finanzialisierung sichtbar: Banken und Finanzakteure gaben nicht nur Kredite, sondern organisierten die Privatisierung und Zentralisierung von Immobilienbeständen. Sie hielten die Wohnungen eine Zeit lang selbst, um danach an andere Finanzakteure zu verkaufen. Die Deutsche Wohnen etwa entstand ursprünglich als Immobilienableger der Deutschen Bank, mit privatisierten Wohnungsbeständen des Landes Rheinland-Pfalz.

      Auch eine zweite Welle von Wohnungsprivatisierungen in Berlin ging auf Bewegungen im Finanzsektor zurück – den Berliner Bankenskandal von 2001.⁠57 Ausgelöst wurde er durch die Beinahe-Insolvenz der Bankgesellschaft Berlin, einer Holding, in der sich Geschäfte der öffentlich-rechtlichen Landesbank und weiterer Institute im Landesbesitz vermischten. Dies war charakteristisch für die Berliner Praxis von Teilprivatisierungen, bei der privates Kapital und öffentliche Institutionen verschränkt wurden. Ziel der »Private-Public-Partnership« war nicht nur Haushaltskonsolidierung. Gewinngarantien sollten Kapital in die Hauptstadt locken und das Wachstum ankurbeln.⁠58 Dazu legte die Bankgesellschaft Immobilienfonds auf. Während Berlins städtische Wohnungsunternehmen ihre Bestände verschleuderten, kaufte die landeseigene Bank in ganz Deutschland Immobilien hinzu. Die Fonds garantierten Einnahmen, obwohl die erworbenen Gebäude teils hohen Leerstand aufwiesen. Für die Anleger war das Geschäft risikofrei. Ausgewählte Personenkreise, die der Berliner Lokalpolitik nahestanden, bekamen Fonds mit besonderen Renditen angeboten. Als das Konstrukt 2001 platzte und die kriminelle Energie dahinter ans Licht kam, stürzte der Regierende Bürgermeister Eberhard Diepgen (CDU) durch ein Misstrauensvotum. Gegen Klaus Rüdiger Landowsky, graue Eminenz der Berliner CDU und einer der Erfinder des Bankenkonstrukts, ermittelte die Staatsanwaltschaft. Doch auch die SPD saß mit im Boot, sie stellte mit Annette Fugman-Heesing ab 1999 die Finanzsenatorin in Diepgens schwarz-roter Koalition. Fugman-Heesing saß im Aufsichtsrat der Bankgesellschaft, als Senatorin verantwortete sie die Privatisierung des kommunalen Stromanbieters BEWAG, der GASAG, die Teilprivatisierung der Wasserbetriebe und 1998 den Verkauf der GEHAG, einst Vorzeigebetrieb der Weimarer Wohnungs-Gemeinwirtschaft.

      Die Liste zeigt, dass die Privatisierung nicht nur Wohnungen betraf. Alle Formen der Daseinsvorsorge sollten in der neoliberalen Stadt dem Markt überlassen werden. Die Verkaufspreise waren aus heutiger Sicht erschreckend niedrig, die Gewinne der Käufer riesig. Gewinngarantien, wie sie seit den 1950er Jahren den sozialen Wohnungsbau prägten, fanden sich auch in den Fonds des Bankenskandals und den Verträgen zur Teilprivatisierung der Wasserbetriebe. Den Investoren wurden die Betriebe regelrecht angedient, um die Utopie einer marktgerechten Stadt zu verwirklichen.

      Die juristische Aufarbeitung des Berliner Bankenskandals blieb kümmerlich. Erste Verurteilungen zu Bewährungsstrafen gegen Landowsky und andere wurden in der Revision aufgehoben. Der Schaden blieb beim Land Berlin hängen, das bei Abwicklung der Bank Bürgschaften für Risiken in Höhe von 21,6 Milliarden Euro übernahm. Gesichert wurden damit die Verbindlichkeiten der Fonds – ihre Inhaber kassierten weiter. Weil der Dachverband der Sparkassen die Berliner Sparkasse durch einen Kauf rettete und die als »Bad Bank« gegründete Immobiliengesellschaft »Berlinovo« später schwarze Zahlen schrieb, wurden die Bürgschaften nicht fällig. Dennoch war der Schaden beachtlich. Das Land musste das Eigenkapital der Bank um 1,75 Milliarden Euro erhöhen. Mit den Privatisierungen entgingen dem Land Milliarden-Einnahmen, demgegenüber standen immense laufende Kosten durch die Altlasten des sozialen Wohnungsbaus. Der Schuldenberg der Stadt wuchs.

      Austerität in Berlin

      Berlin erklärte aufgrund dieser Belastungen 2002 eine Haushaltsnotlage und begann eine harte Sparpolitik. Beim sozialen Wohnungsbau wurde die Reißleine gezogen. Über Jahrzehnte hatte Berlin überhöhte Kostenmieten mit immer neuen Förderungen herunter subventioniert, 2003 wurde die Anschlussförderung gekappt.

      Über Alternativen wurde jedoch nicht nachgedacht. Auch eine juristische oder politische Aufarbeitung des gescheiterten Systems gab es nicht. Stattdessen begann eine weitere Runde von Wohnungsprivatisierungen. Nun verkauften die einstigen Arbeiterparteien aus Ost und West das Erbe ihrer Vorgänger. Von 2002 bis 2011 regierte die Sozialdemokratie in einer Koalition mit der aus der SED hervorgegangenen Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS). Regierender Bürgermeister war der Sozialdemokrat Klaus Wowereit, den Posten des Finanzsenators bekleidete der später durch seine rassistischen Schriften berüchtigte Thilo Sarrazin.⁠59 Er wurde 2020 aus der SPD ausgeschlossen. Als Wirtschaftssenator stand ihm Harald Wolf (PDS) zur Seite. Die PDS wurde damit Teil einer Immobilien-Verwertungs-Koalition. Vorteile zog sie daraus keine. Anders als vorher CDU und SPD konnte sie wegen der Schrumpfung des öffentlichen Dienstes keine nennenswerten Posten in der Verwaltung besetzen, ihr Einfluss auf die landeseigenen Unternehmen beschränkte sich auf deren Abwicklung. So verkaufte der rot-rote Senat 2004 die achtzig Jahre zuvor gegründete »Gemeinnützige Siedlungs- und Wohnungsbaugesellschaft« (GSW), ein Flaggschiff der Gemeinwirtschaft mit rund 65.000 Wohnungen. Sie ging an einen Investmentfond mit dem vertrauenserweckenden Namen »Cerberus« – dem Höllenhund der griechischen Mythologie. Die Wohnungen wurden später Teil des Deutsche-Wohnen-Konzerns.

      Parlamentarische Opposition gegen die Austerität gab es seinerzeit nicht. CDU und FDP unterstützten die Privatisierungen, die Grünen strengten im Abgeordnetenhaus eine Verfassungsklage an, weil ihnen der Sparkurs nicht weit genug ging. Grünen-Fraktionschefin Sibyll Klotz wollte »kritisch hinterfragen, wie hoch der Bestand an städtischen Wohnungen sein soll« und erklärte: »Die derzeit vorgehaltenen 300.000 Wohnungen brauchen wir sicher nicht.«⁠60 Klotz sprach sich auch für eine Privatisierung der Berliner Verkehrsbetriebe und der Berliner Stadtreinigung aus, beide Unternehmen wollte sie »in den kontrollierten Wettbewerb überführen«.⁠61

      Markt und Wettbewerb waren um die Jahrtausendwende eine Verheißung. Politiker aller Parteien versprachen weniger Bürokratie, geringere Kosten und besseren Service. Doch die real existierenden Privatisierungen liefen anders: Die Verkaufserlöse waren gering, in Geheimverträgen garantierte Gewinne für die Käufer verursachten hohe Folgekosten. Mieten und Preise stiegen, die Qualität der Versorgung litt durch Vernachlässigung zugunsten der Rendite.⁠62 Selten führten Privatisierungen zu echtem Wettbewerb: Bei Wasser und Fernwärme wurden öffentliche durch private Monopole ersetzt, beim Strom stand hinter einer Vielfalt von Anbietern der Vattenfall-Konzern als Alleininhaber des Berliner Netzes und kassierte an jeder Kilowattstunde mit.

      Ende der 2000er Jahre war der Ausverkauf weitgehend beendet – und Berlin war abhängig von den Käufern. Die Stadt war pleite, die börsennotierten Unternehmen hatten Kapital für Investitionen. Sie galten der Politik nun als »Partner«. Ob Stromversorgung (Vattenfall), Wasserbetriebe (Veolia), Gasversorgung (Eon, Vattenfall) oder Wohnungen (Deutsche Wohnen) – Pläne für die Gestaltung der Infrastruktur wurden in den Unternehmen gemacht und vom Senat nur noch moderiert.

      Sozialproteste gegen die neoliberale Stadt

      Während der mietenbewegte Protestzyklus 1987-1992 die Formierung des neoliberalen Berlin verhindern wollte, begleitete im Nachgang des Bankenskandals 2001-2005 eine Welle von Sozialprotesten die erste Krise der neoliberalen Stadt. Alle Parteien im Landesparlament stellten Austerität als alternativlos dar und hebelten so die Demokratie aus. Denn wenn es nur eine mögliche Politik für Berlin gab, wozu dann noch Wahlen? Partei- und Wählerbindungen erodierten. Die PDS verlor in nur fünf Jahren fast die Hälfte ihrer Stimmen und stürzte bei den Abgeordnetenhauswahlen 2006 von 22,6 auf 13,4 Prozent ab. Sie hatte seit Amtsantritt gegen heftige Sozialproteste regiert. Höhepunkt war die Jahreswende 2003/2004, als zunächst ein landesweiter Studierendenstreik gegen die von PDS-Bildungssenator Flierl geplante Einführung von Studiengebühren ausbrach und dann nahtlos überging in Montagsdemonstrationen gegen die vom Bundestag unter dem Namen »Hartz IV« beschlossene Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe.⁠63 Im selben Jahr startete ein Volksbegehren für die Abwahl des Senats, verfehlte jedoch die Hürde von 50.000 Unterschriften. Schon 2003 hatte die »Initiative Berliner Bankenskandal« ein Volksbegehren gegen die Sozialisierung der Verluste gestartet. Es wurde wegen Eingriffs in den Landeshaushalt für unzulässig erklärt und 2005 vor Gericht beerdigt. Zahlreiche weitere Proteste gegen Kürzungen in Kitas oder die Streichung des Blindengelds ergänzten den Protestzyklus. Erfolgreich waren nur die Studierenden, die den Einstieg ins Bezahlstudium abwenden konnten.

      Wohnen war bei den Sozialprotesten ein Nebenthema. Der Mietmarkt war ausgeglichen, die Wohnungsverkäufe eine Zeitbombe, die erst im folgenden Jahrzehnt hochging. Und so hielt es die PDS 2006 für angebracht, ihre Koalition der Austerität mit der SPD zu erneuern. Privatisiert wurde in der zweiten Amtszeit die »Gewerbesiedlungs-Gesellschaft« (GSG), der größte Vermieter für Gewerbeflächen in Berlin. Der federführende Wirtschaftssenator Harald Wolf (PDS) bezeichnete die Gesellschaft beim Verkauf 2007 als »totes Kapital«.⁠64 Wenige Jahre später demonstrieren Künstlerinnen, Kitas und Kleingewerbe gegen den Mangel an leistbaren Gewerberäumen.

      Möglich war die Neuauflage der rot-roten Sparkoalition durch die schnelle Erschöpfung der Sozialproteste, die im Sommer 2004 ihren Höhepunkt bereits überschritten hatten. Zudem gab es kaum parlamentarische Alternativen. Zwar trat bei der Landtagswahl 2006 die aus den Protesten gegen die Hartz-Gesetze hervorgegangene »Wahlalternative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit« (WASG) gegen die PDS an, während sie im Rest der Republik bereits mit ihr fusionierte. Die neue Partei mit der charismatischen Spitzenkandidatin Lucy Redler scheiterte jedoch mit 2,9 Prozent an der Sperrklausel. Politikverdrossenheit machte sich breit. Die Wahlbeteiligung sackte zwischen 2001 und 2006 von 68 auf 58 Prozent ab. Das Fehlen parlamentarischer Opposition stärkte einige Jahre die autonome Bewegung, konnte ihr jedoch nicht zu neuer Blüte verhelfen. Stattdessen begann eine Tradition progressiver Volksentscheide, deren Erfolge jedoch erst ab 2011 sichtbar wurden. Das Gefühl, dass Politik nichts bringt, förderte unterdessen eine Abkehr von der Demokratie. Ab 2013 bewirtschaftete die AfD diese Stimmung und begann, sich gegen die »Altparteien« zu profilieren.

      Wohnen im Finanzmarktkapitalismus

      Das Jahr 2008 war eine Zäsur. Die Berliner Sozialproteste waren erschöpft, als plötzlich mit der Finanzkrise die ganze Welt ihren Bankenskandal erlebte – der Kampf gegen die Austerität globalisierte sich. Auch die Macht von Finanzinvestoren wurde seitdem kritischer gesehen – in Berlin war sie durchgängiges Motiv einer neuen Mietenbewegung. Auftakt war im Juli 2008 der erfolgreiche Bürgerentscheid »Spreeufer für alle!« der Initiative »Mediaspree versenken!« in Friedrichshain-Kreuzberg. Sie wehrte sich gegen das Zubauen des Spreeufers mit Büroarchitektur und forderte freien Zugang zum Ufer. Die damals populäre Losung war das »Recht auf Stadt«: Stadtraum sollte als Gemeingut erhalten oder neu zugänglich gemacht werden. »Mediaspree versenken!« gelang ein Bündnis aus linker Szene und Clubkultur, das die Bevölkerung mit sich zog. Am Parlament vorbei wurden Mehrheiten für eine Politik jenseits des Marktes sichtbar. Leistbare Mieten waren Thema, aber noch nicht dominant. Erst ab 2011 führte bezahlbares Wohnen alle Forderungskataloge an. Aus der stadtpolitischen Bewegung war eine neue Mietenbewegung geworden. Sie erreichte erstmals seit 1992 wieder breite Kreise der Bevölkerung, ihre Politikformen orientierten sich an den Sozialprotesten der Jahre 2001 bis 2005.

      Finanzialisierung

      Die seit Ende der 2000er Jahre sichtbare Mietpreisexplosion in Berlin wurde vom Senat zunächst geleugnet. Als das nicht mehr ging, wurde Wohnungsnot zum Ergebnis des Bevölkerungswachstums erklärt – eine Naturkonstante also. Doch die Wohnungsnot wurde gemacht. Ihre Ursachen heißen Privatisierung, Deregulierung und Finanzialisierung. Die Privatisierung führte in den Wohnungsmangel, Deregulierung und Finanzialisierung machten aus dem Mangel eine Preisexplosion.

      Mit den Privatisierungen wurden nach 1990 vor allem öffentliche und preisstabile Wohnungen verkauft. Sie fanden sich bei Eigentümern wieder, die alle Möglichkeiten zur Mietsteigerung ausnutzten. Gleichzeitig wurden die landeseigenen Wohnungsunternehmen Berlins ausgehöhlt. Sie mussten Überschüsse aus der Vermietung ihrer verbliebenen Bestände an den Senat abführen, um die Haushaltslöcher der Bankenkrise zu stopfen. Die Unternehmen stellten nicht nur den Neubau ein, sondern bauten alle Kapazitäten für Bau und Planung ab. Berlins Fähigkeit, sich mit Wohnraum zu versorgen, wurde regelrecht amputiert.

      Die gestutzten landeseigenen Unternehmen fügten sich in einen deregulierten Wohnungsmarkt. Dies bedeutete vor allem das Ende von Preiskontrollen. Mit dem »weißen Kreis« war 1987 die Mietpreisbindung im Altbau gefallen, das bundesweite Ende der Wohnungsgemeinnützigkeit ermöglichte 1990 weitere Preissteigerungen. Eine Schranke blieb der Mietspiegel – der jedoch als Marktindex Erhöhungen nur dämpfte. Deregulierung fand jedoch nicht nur beim Wohnen statt, auch die Finanzmärkte wurden entfesselt, etwa durch die Finanzmarktförderungsgesetze der Regierung Gerhard Schröder.⁠65 Globale Anleger konnten leichter Kapital akkumulieren und bekamen Zugang zu lokalen Wohnungsmärkten. Diese Finanzialisierung beschleunigte sich ab 2008. Um die Finanzkrise zu bewältigen, leiteten die Zentralbanken der Welt eine Nullzinspolitik ein, die erst 2022 ihr Ende fand. In der Theorie sollten günstige Kredite Investitionen anstoßen. In der Praxis bewirkten sie einen Aktienboom und Spekulationsblasen auf den Wohnungsmärkten. Weil klassische Geldanlagen im Zeitalter der Nullzinsen keine Rendite versprachen, wurden Immobilien zum »Betongold«. Berlin, dessen Mieten im europäischen Vergleich niedrig erschienen, war ein bevorzugtes Ziel der neuen Geldströme. Mit erhöhter Nachfrage stiegen die Bodenpreise, der Trend verstärkte sich selbst. Wer am Markt etabliert war, konnte billig Kredite aufnehmen, Häuser kaufen und dank deren Wertsteigerung bald neues Geld leihen. So lange der Boom lief, war die Expansion kostenlos. Das Angebot für die großen Player hatten die Verkäufe öffentlicher Wohnungsbestände geliefert. Sie gingen zunächst an Fonds, danach an Aktiengesellschaften.⁠66 Der Löwenanteil der einhunderttausend Wohnungen der Deutsche Wohnen stammte aus Beständen der einst gemeinnützigen Gesellschaften GEHAG und GSW, die 2007 und 2013 als Komplettpakete übernommen wurden. Doch auch kleinere Vermieter profitierten von der Bodenpreisrally. Die Käufe finanzierten sich durch die spekulative Steigerung der Bodenwerte, allerdings lösten sie auch Renditedruck aus. Damit die Spekulation aufging, musste Geld zurückfließen. Flächendeckende Mietsteigerungen waren die Folge. Sie konnten durchgesetzt werden, weil die Bevölkerungszahlen stiegen, weil es keine Mietpreisbegrenzungen mehr gab und weil durch die Einstellung des öffentlichen Wohnungsbaus kein leistbarer Wohnraum hinzukam. Der Zuzug befeuerte den Wohnungsmangel – doch erst der freie Markt machte daraus eine Mietpreisexplosion.

      Vom Freiraumkampf zur Mietenbewegung

      Obwohl die Finanzialisierung des Wohnungsmarkts bereits im Gange war, dominierte in Medien und Teilen der stadtpolitischen Bewegung bis in die 2010er Jahre hinein eine kulturalistische Erzählung von Gentrifizierung. Mietsteigerungen wurden nicht den Vermietern zugeschrieben, sondern schicken Bars, Zugezogenen und »Touris« angelastet, die einzelne Kieze aufwerteten. Stimmen aus der Stadtforschung kritisierten das Fehlen ökonomischer Kategorien, definierten Gentrifizierung stattdessen als »Schließung von Räumen für sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen«.⁠67 Auch in der linken Szene gab es Unbehagen mit der oft flachen Debatte. So kritisierte die Stadt-AG der Gruppe »avanti« 2013 in einer Veranstaltungsreihe den »Hipsteralarm« als Sackgasse. Doch erst Mitte der 2010er Jahre setzte sich eine neue Sicht durch, weil der Zusammenhang von Aufwertung und Verdrängung nicht mehr gegeben war. Plötzlich waren auch die dreckigen Kieze teuer. Die in den 1980er Jahren gestartete Spirale der Verdrängung von Kreuzberg über Friedrichshain, Prenzlauer Berg und Mitte in den 1990ern fand in den 2010ern in Neukölln ihr Ende – hier stiegen die Mieten zwischen 2007 und 2019 um 146 Prozent.⁠68 Als die Mieten im einstigen Arbeiterbezirk genauso hoch waren wie im bürgerlichen Charlottenburg, wurde Verdrängung zum gesamtstädtischen Problem. Es ging nicht mehr um Kreuzberger Nächte, die Veränderung zeigte sich am helllichten Tag in ganz Berlin. Erstmals seit zwei Jahrzehnten war die Voraussetzung für eine stadtweite Bewegung wieder erfüllt. Sie begann im Kleinen: Weil Umziehen unbezahlbar wurde, verteidigten die Menschen jeden Mietvertrag, teils einzeln, teils als Hausgemeinschaft. Immer mehr Mietkonflikte entstanden in immer kürzeren Abständen und verteilten sich über das ganze Stadtgebiet. Durch die zeitliche und räumliche Nähe konnten Proteste voneinander lernen.
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        Durchschnittliche Angebotsmieten bei Neu­vermietung in Berlin 2012 bis 2024 (in Euro pro Quadratmeter)
        
        Die Illustration zeigt Angebote für Neuvermietungen. Die Bestandsmieten älterer Verträge sind günstiger, aber für aktuell Wohnungssuchende nicht erhältlich. Sinkende Preise gab es einzig 2020 – dem Jahr des Mietendeckels. Quelle: Wohnungsmarktberichte der Investitionsbank Berlin (IBB)
      
      Kämpfe linker Projekte wurden in dieser Situation von Szene-Ereignissen zu Leuchttürmen. So demonstrieren im Juli 2016 rund 4.000 Leute unter dem Motto »Investorenträume platzen lassen« für den Erhalt des linksradikalen Hausprojekts »Rigaer 94« in Friedrichshain – deutlich mehr als in den frühen 2000er Jahren bei ähnlichen Anlässen.⁠69 Unter dem Druck der Wohnungsnot beteiligten sich Menschen, die linke Freiräume weder bewohnten noch regelmäßig nutzten. Zum Symbol der Wohnungskrise wurde bis zur Räumung im Juni 2017 auch die »Friedel 54«, ein alternatives Nachbarschaftszentrum in der Neuköllner Friedelstraße. Der Kampf um die Friedel weckte eine Welle der Solidarität, die sich in Straßenfesten, Demonstrationen und Konzerten äußerte. Deutlich zu erkennen war das Bemühen der Aktiven, ihre Nachbarschaft mit niedrigschwelligen Angeboten einzubeziehen. Dennoch erzielten Freiraumkämpfe in den 2010er Jahren nur selten und unter größten Mühen Erfolge. Traurige Beispiele sind das seit 1972 in Schöneberg verwurzelte Jugendzentrum »Drugstore« und der im selben Gebäude beheimatete Konzertraum »Potse«.⁠70 Das Gebäude war privatisiert und mehrfach weiterverkauft worden. 2019 standen beide Projekte ohne Mietvertrag da. Die »Potse« verweigerte die Schlüsselübergabe und baute durch eine Besetzung Druck auf, wurde jedoch von der Politik vertröstet. Die Stadt hatte durch den Ausverkauf ihrer Immobilien keine Ersatzräume. Nach einigen Zwischenlösungen zog das Drugstore Mitte 2023 in kleinere Räume in der Potsdamer Straße 134–136. Hier können jedoch aus Lärmschutzgründen keine Konzerte stattfinden, bis heute nutzt das Drugstore dafür einen Saal in Lichtenberg.⁠71 Projekte, die nicht den Status eines Jugendzentrums genossen, erfuhren überhaupt keine Unterstützung: Die linken Szenekneipen »Syndikat« in der Weisestraße und »Meuterei« in der Reichenberger Straße wurden trotz breiter Proteste 2020 bzw. 2021 geräumt. Weil Freiraumkämpfe aufreibend und selten erfolgreich waren, ging die Führungsrolle beim stadtpolitischen Protest Mitte der 2010er Jahre über auf Initiativen, die steigende Wohnungsmieten direkt ansprachen.

      Eine von ihnen war die 2011 gegründete Mietergemeinschaft »Kotti & Co«. Sie formierte sich gegen die Verdrängung des migrantisch geprägten Arbeitermilieus in Kreuzberg, integrierte jedoch sowohl die nachziehenden studentischen Wohngemeinschaften als auch die neuen Klubs und Kneipen am Kottbusser Tor in ihren Protest. Gleichzeitig überbrückte die Initiative innermigrantische Bruchlinien: konservative Erdogan-Wählerinnen und -Wähler setzten sich mit queers aus den Kreuzberger Clubs zusammen und berieten über den Kampf gegen hohe Mieten. Kotti & Co überwand festgefahrene Identitäten.⁠72 Legendär waren ihre Lärmdemos, bei denen Mieterinnen und Mieter mit Kochlöffeln und Topfdeckeln ihre Wut gegen Mieterhöhungen auf die Straße trugen. Schlachtruf der Demos war »Kira çok yüksek« – türkisch für »Die Miete ist zu hoch«. Die Mietergemeinschaft am Kottbusser Tor war nicht die erste Kiezinitiative, doch sie wurde zum Idealtyp, der andere inspirierte. Bald übernahmen Kiezinis und kämpfende Hausgemeinschaften jene Leuchtturmfunktion, die zuvor Häuser und Projekte der linken Szene innehatten.
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        Protesthütte Gecekondu der
        Mietergemeinschaft Kotti & Co
        am Kottbusser Tor.
      
      Ohne große Scheidungserklärung verabschiedeten sich die neuen Proteste vom Hausbesetzermythos, der den Freiraum-Protesten zugrunde lag. Trotz Mietvertrag verstanden sich Orte der linksradikalen Szene als »außen«, jenseits kapitalistischer Verwertungslogik – markiert durch subtile Dresscodes und weniger subtile Fassadengestaltung. Das inszenierte Anderssein machte die Orte zu Symbolen von Utopie und Rebellion. Es hemmte jedoch die Beteiligung all jener, die ihr Leben im System organisieren mussten. Die neue Mietenbewegung dagegen verlangte keinen Schritt ins »außen«. Ihre Treffpunkte waren Gewerberäume, Nachbarschaftszentren und andere Alltagsorte. Auch ihre selbst geschaffenen Orte wie die Protesthütte »Gecekondu« standen mitten im Leben, auf dem Straßenpflaster am U-Bahnhof Kottbusser Tor. Die Leute dort wollten nicht die Stadt unsicher machen, sondern forderten mehr Sicherheit für ihr prekäres Leben. Die Eingemeindung des sicheren Heims in eine Agenda des Protests wurde zum Erfolgsrezept. Klassische Freiraumkämpfe und die neuen Initiativen agierten lange als Verbündete: Eine erste berlinweite Demo wurde 2011 von linksautonomen Projekten und Mietenprotesten gemeinsam organisiert. Allerdings hatten die »Neuen« ihren eigenen Stil: Sie nahmen die Politik in die Verantwortung. Gespräche mit Parteien und Senat waren für Autonome undenkbar, für Kotti & Co dagegen Standard. Unnachgiebigkeit und Verankerung im Kiez sorgten dafür, dass niemand der Initiative Anpassung vorwarf.

      Der neue Pragmatismus blieb jedoch nicht ohne Widersprüche. Politikerinnen und Politiker kamen gerne zu Fototerminen und lobten die berechtigten Anliegen. Veränderungen wurden dagegen nur unter großem Druck und in kleinsten Schritten umgesetzt. Die Bezirke verwiesen auf den Senat, der Senat auf die Bundesregierung, alle beklagten Geldmangel. Die Berliner Politik hatte sich mit den Fesseln des Neoliberalismus arrangiert. Sie hatte so lange mit der Berufung auf Sachzwänge durchregiert, dass die Beteiligten diese Zwänge längst verinnerlicht hatten. Davon profitierten Vermieter und Investoren – sie hatten alle Gestaltungsmacht im Berlin der Austerität. In der Politik dagegen fand sich niemand, der Spielräume ausreizte. Stets war es einfacher, sich hinter unklarer Zuständigkeit oder geringen Ressourcen zu verstecken. Die neuen Mietenproteste sahen sich Anfang der 2010er Jahre gezwungen, Lösungen selbst zu benennen, am besten gleich mit Rechtsgrundlage. Nur so entstand Handlungsdruck bei den Verantwortlichen. Die erste berlinweite Anwendung dieser »Politik des Konkreten« war der Mietenvolksentscheid von 2015. Er formulierte gesetzliche Vorgaben für eine soziale Wende im landeseigenen und geförderten Wohnungsbau. Teile davon wurden nach Verhandlungen in einem Kompromissgesetz des Senats umgesetzt. Solche Teilerfolge erzeugten jedoch auch Frust, weil eben nicht alle Forderungen umgesetzt wurden. An der Frage, ob der Volksentscheid ein Erfolg war oder nicht, schied sich die neue Mietenbewegung. Stilprägend wurden ab 2016 jene, die weiterhin versuchten, die Nuss des Neoliberalismus zu knacken und gesetzliche Veränderungen zu erzwingen. Ihre Schlachtrufe waren Rekommunalisierung und Demokratisierung.

      Dieser Ruf nach kommunalem Eigentum war eine Wiederkehr des Verdrängten, Reaktion auf das Trauma der Privatisierung. Der Ruf nach Demokratie kam dagegen aus verschiedenen Richtungen. Er war ebenfalls Reaktion auf den Ausverkauf, zu dem die Stadt nie befragt worden war. Darüber hinaus richtete sich der Ruf nach Demokratie gegen einen Senat, der seine interessengeleitete Politik mit Sachzwängen rechtfertigte. Für die Mieterinnen und Mieter der Landeseigenen war Demokratie dagegen Antwort auf den Mangel an Mitbestimmung und Respekt, den sie täglich erlebten. Zu guter Letzt lebte in der Forderung nach Demokratisierung eine Tradition der Selbstverwaltung fort, die Besetzungen und Bürgerinitiativen seit den 1970ern erprobt hatten.

      Trotz vieler Gemeinsamkeiten blieben die neuen Mietenproteste ein Nebeneinander verschiedenster Grüppchen und Bündnisse. Zahlreiche Anläufe scheiterten, erfolgreiche Praktiken kristallisierten sich nur durch Ausprobieren heraus. Hinter der Vielfalt standen unterschiedliche Erfahrungen von Mieterinnen und Mietern landeseigener oder privater, großer oder kleiner Vermieter. Selbst innerhalb eines Hauses hatten die Mietenden von Flur zu Flur unterschiedliche Konflikte, wenn das Gebäude in Eigentumswohnungen aufgeteilt war.

      Der Schritt vom individuellen Rechtsstreit zum Protest wurde nur gegangen, wenn sich eine kritische Masse von Menschen mit ähnlichen Problemen sammelte: Der Verkauf eines Hauses brachte eine Hausgemeinschaft zur Organisierung, eine energetische Modernisierung vereinte die Menschen einer Siedlung zur Kiezinitiative. Je ähnlicher die Probleme und je größer die Zahl der Betroffenen, desto eher gelang eine Organisierung. So ermöglichte die Konzentration des Kapitals eine Konzentration des Protests: Bei den börsennotierten Großvermietern hatten Tausende Haushalte denselben Ärger – gute Bedingungen für gemeinsame Gegenwehr. Dazu brauchte es jedoch Mut und Vorbilder. Erst die Erfahrung, dass Aufbegehren im Nachbarkiez oder bei Freunden etwas gebracht hatte, beförderte in den 2010er Jahren die Gründung vieler Initiativen. Das Lernen der Proteste voneinander wurde zum Kennzeichen der neuen Mietenbewegung. Experimente mit Organizing beförderten und systematisierten dieses Lernen ab 2016. Wie bei jedem Lernprozess gab es Zeiten der Ratlosigkeit. Teils mehrjährige Flauten markierten eine Umorientierung, wenn bisherige Formen und Forderungen sich erschöpft hatten. So verliefen die Proteste wellenförmig, im großen Zyklus der neuen Mietenbewegung ergaben sich Subzyklen.

      Drei Wellen des Protests

      Es lassen sich von 2008 bis 2021 drei Wellen oder Subzyklen der Berliner Mietenbewegung unterscheiden, die von unterschiedlichen Themen und Akteuren dominiert wurden. Sie hatten ihre Hochphasen  2008-2011, 2015 sowie 2018-2021. Auf jedes Hoch folgte eine Flaute, in der Proteste abnahmen – und danach auf höherem Niveau durchstarteten. Hoch und Flaute ergeben zusammen einen Subzyklus.

      Leitinitiative des ersten Subzyklus von 2008 bis 2011 war »Mediaspree versenken!« und ihr Bürgerentscheid von 2008. Die Forderung nach freiem Zugang zum Spreeufer löste das Konzept des städtischen Freiraums aus der linken Subkultur. Clubkultur, Mietenprotest und linksradikale Szene kamen zusammen. Neben Freiflächen wurde auch leistbarer Wohnraum thematisiert – eine Konstellation, die 2014 beim Volksentscheid über die Offenhaltung des Tempelhofer Feldes wiederkehrte. Mit dem Bürgerentscheid wurden auf Bezirksebene erstmals die Möglichkeiten direkter Demokratie genutzt – eine Pioniertat, die Stadtpolitik von unten massentauglich machte.
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        Szene von der Demonstration »Steigende Mieten Stoppen« am 3. September 2011.
      
      Eine erste berlinweite Demo wurde 2011 unter dem Motto »Steigende Mieten stoppen!« von 50 Initiativen organisiert und brachte etwa 6.000 Menschen auf die Straße.⁠73 Der Anlauf wurde 2012 und 2013 wiederholt, konnte sich aber nicht verstetigen. Zur Abgeordnetenhauswahl 2011 erschien mit dem Mietenpolitischen Dossier »Ein Recht auf Stadt für alle« erstmals ein Katalog, der mietenpolitische Forderungen bündelte.⁠74 Die Welle von Protest tat ihren Teil zur Abwahl des rot-roten Senats. Der hatte die Probleme am Wohnungsmarkt stets geleugnet, SPD-Bausenatorin Ingeborg Junge-Reyer war berüchtigt für ihr Mantra, es gäbe in Berlin keine Wohnungsnot.⁠75 Der nachfolgende schwarz-rote Senat musste dieses Dogma aufgeben und schloss 2012 ein »Mietenbündnis« mit den landeseigenen Wohnungsbauunternehmen. Erstmals gab es Zielvorgaben für leistbare Mieten in den öffentlichen Beständen, weitere Privatisierungen fanden nicht statt. Die Maßnahme war eine Trendwende, konnte jedoch die Wohnungsnot allenfalls lindern.
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        »Krachdemo« gegen Mietsteigerung und Verdrängung am 22. September 2012, hier Aktive von Kotti & Co und der Initiative Palisaden-Panther.
      
      In einem zweiten Subzyklus von etwa 2012 bis 2015 wurden Wohnraumproteste endgültig dominant. Gruppen wie die Initiative »Palisaden-Panther«, Kotti & Co und andere bekämpften die Systemfehler des sozialen Wohnungsbaus. Sie kritisierten die damals über dem Marktpreis liegenden Mieten sowie drastische Mieterhöhungen nach dem Herausfallen aus der Bindung. Dabei meldeten sich neue Bevölkerungsgruppen mit eigenen Aktionsformen: Eine »Karawane der Rollatoren« von Seniorinnen und Senioren aus den Sozialwohnungen in der Palisadenstraße besuchte das Abgeordnetenhaus.⁠76 Die Palisaden-Panther erreichten eine Neuverhandlung ihrer Mieten und mussten nicht umziehen. Auch die Kampagne »Zwangsräumungen verhindern« erreichte ab 2012 Massenzulauf. Sie organisierte Sitzblockaden mit teils hunderten von Menschen, die Vermieter und Gerichte am Vollzug von Zwangsräumungen hinderten. Die Aktionen wurden so populär, dass schon ihre Androhung Vermieter an den Verhandlungstisch zwang.

      Höhepunkt des zweiten Subzyklus waren zwei Volksentscheide: 2014 das »Nein« für die investorengetriebenen Baupläne auf dem Tempelhofer Feld und 2015 der Mietenvolksentscheid. Das erste mietenpolitische Volksbegehren forderte Reformen im sozialen Wohnungsbau und bei den landeseigenen Unternehmen. Der Entscheid wollte leistbaren Wohnraum da sichern, wo das Land als Eigentümer oder Fördergeber Einfluss hatte.

      Um die Verwaltung öffentlicher Wohnungsbestände entbrannte 2014 auch ein Konflikt mit der Bundesanstalt für Immobilienangelegenheiten (BIMA). Die BIMA wollte 1.700 ihrer 5.400 Berliner Wohnungen meistbietend verkaufen. Einige Hausgemeinschaften organisierten sich, erreichten ein großes Medienecho und die verbale Unterstützung der Landespolitik. Der Verkauf konnte verhindert werden, wenn auch die Übernahme der Wohnungen durch das Land nie zustande kam. Ebenfalls mit der BIMA entspann sich in den Jahren 2014 bis 2018 ein Konflikt um das Dragonerareal im Zentrum Kreuzbergs. Das fast fünf Hektar große Gelände war so gut wie verkauft, konnte aber durch Protest der Initiative »Stadt von Unten« für Berlin gesichert werden. Damit verlagerte sich die Auseinandersetzung hin zur Frage, wie das Areal entwickelt wird.

      Die Proteste des zweiten Subzyklus lenkten den Blick auf die Rolle von Bund, Senat und Bezirken bei der Vernichtung preiswerten Wohnraums. Obwohl linke Gruppen sehr aktiv waren, glichen die Protestbilder nicht mehr linksradikalen Häuserkämpfen. Die konservative Boulevardpresse präsentierte Mieterinnen und Mieter als sympathische »kleine Leute« im Kampf gegen übermächtige Gegner. Diese Berichterstattung beflügelte, auch wenn die Selbstermächtigung der Mietenden dabei oft ausgeblendet wurde. Seinen größten Erfolg erzielte der zweite Subzyklus mit dem Wohnraumversorgungsgesetz von 2016, das im Gefolge des Mietenvolksentscheids erlassen wurde. Die Verbesserungen blieben jedoch hinter den Forderungen zurück. Eine gewisse Ratlosigkeit war die Folge, es gab etwa eineinhalb Jahre keine Anläufe für berlinweite Organisierungen.

      Doch an der Basis stoppte die Bewegung nicht. Den Anfang eines dritten Subzyklus bildeten ab 2016 Kämpfe um das Vorkaufsrecht und gegen die Umlage der Kosten energetischer Modernisierungen. Beide begannen in der Flaute nach dem Mietenvolksentscheid. Seinen Höhepunkt erreichte der Zyklus ab 2018 mit dem Vergesellschaftungs-Volksbegehren. Die Aktivierung des bezirklichen Vorkaufsrechtes in Milieuschutzgebieten kam 2016 aus dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg. Die Möglichkeit, beim Verkauf einem Investor das eigene Haus wegzuschnappen, inspirierte zahlreiche Hausgemeinschaften zur Selbstorganisation. Die Kämpfe zwangen andere Bezirke zur Übernahme des Verfahrens. Da das Verfahren nie standardisiert wurde und es keine regulären Fördergelder gab, etablierte sich keine wirkliche Stellvertreterpolitik der Bezirksämter. Bis zuletzt musste jede Hausgemeinschaft selbst Druck machen. So verbreiterte sich Protestwissen. Die Mobilisierungen endeten erst, als das Vorkaufsrecht im November 2021 vom Bundesverwaltungsgericht gekippt wurde.

      Parallel zu den Vorkaufskämpfen entstanden 2016 Proteste gegen Mieterhöhungen durch energetische Modernisierung – eine damals lukrative Mieterhöhungsstrategie. Besonders aggressiv gingen Großvermieter vor. In den Siedlungen der Deutsche Wohnen bildeten sich Nachbarschaftsinitiativen wie das »Bündnis Otto-Suhr-Siedlung und Umgebung« (BOSS&U), die bald ein landesweites Netzwerk formten.

      Vorkaufskämpfe und Proteste gegen energetische Sanierung liefen ab 2016 langsam an, ihre Anfänge fielen jedoch noch in die Flaute nach dem Mietenvolksentscheid, in der sich viele Initiativen neu orientierten. Landesweite Organisierungen mit gemeinsamen Forderungen fehlten bis Ende 2017. Den Höhepunkt des dritten Subzyklus markierten in den Jahren 2018-2021 zwei berlinweite Bewegungen. Einerseits ein neues »Bündnis gegen Verdrängung und Mietenwahnsinn«, das mit Großdemonstrationen im Frühjahr 2018 und 2019 Zehntausende auf die Straße brachte und auch in anderen Städten Resonanz fand. Die zweite war der Anlauf von Deutsche Wohnen & Co enteignen für einen Vergesellschaftungs-Volksentscheid, der 2019 in die erste Unterschriftensammlung ging und 2021 eine Mehrheit fand. Hinzu kamen lokale Kämpfe mit hoher Strahlkraft, etwa die Auseinandersetzung um die Rekommunalisierung eines Abschnittes der Karl-Marx-Allee Ende 2018. Wie schon 2011 und 2015 führte die Ballung von Protest zu Zugeständnissen: Der 2019 erlassene und im Folgejahr in Kraft getretene Berliner Mietendeckel schaffte erstmals seit 1987 Mietpreisobergrenzen für den privaten Wohnungsmarkt. Das Dogma vom freien Markt schien hinfällig – bis der Deckel in einem Verfassungsgerichtsurteil 2021 für nichtig erklärt wurde. Einige Monate später wurde auch das Vorkaufsrecht gerichtlich unterbunden. Beide Maßnahmen hätten sich durch Gesetzesänderungen des Bundestages wiederherstellen lassen – doch gelang es der Berliner Mietenbewegung nicht, über die Landesgrenzen hinaus zu wirken. Die Abstimmung für Enteignung markierte somit den Höhepunkt und auch das Ende des dritten Subzyklus. Es folgte erneut eine Phase der Ernüchterung und Umorientierung.

      In den Jahren 2022 und 2023 war eine Abnahme von Protesten zu beobachten, ähnlich wie nach dem Mietenvolksentscheid 2015. Auslöser der Flaute war die Corona-Pandemie, eigentliche Ursache war jedoch Politikverdrossenheit durch die Gerichtsurteile von 2021. Doch beruhte das Abebben auch auf Teilerfolgen. Energetische Modernisierungen fanden kaum noch statt, weil die Möglichkeit zur Umlage durch den Bundestag von 11 Prozent der Kosten auf 8 Prozent reduziert wurde, während die Baukosten stiegen. Zu den Erfolgen des dritten Subzyklus zählen auch Rekommunalisierungen durch Kauf, die den städtischen Wohnungsbestand um mehrere zehntausend Wohnungen erhöhten. Eingeschränkt wurde zudem die Möglichkeit zur Aufteilung von Häusern in Eigentumswohnungen – ein beliebtes Profitmodell, da sich durch scheibchenweisen Verkauf größere Renditen erzielen ließen. Eine Gesetzesänderung des Bundes ermöglichte es dem Land Berlin im Sommer 2021, die Aufteilungen bis zur Unmöglichkeit zu erschweren. Doch das Verbot ist bis 2025 befristet, die bereits vollzogenen Aufteilungen bleiben wirksam.⁠77

      Die Berliner Wohnungskrise ist somit nicht vorbei, seit Ende 2023 gibt es Anzeichen für eine erneute Ballung von Protesten. Eine ganze Reihe von Siedlungen im Besitz großer Wohnkonzerne wehrten sich im Winter 2023/24 erfolgreich gegen falsche Heizkostenabrechnungen. Dazu gründete sich eine Vernetzung von Mieterinnen und Mietern des Vonovia-Konzerns, auch bei der Adler-Gruppe entstand eine Initiative. In Pankow gab es parallel dazu Protest gegen auslaufende Sozialbindungen einst geförderter Wohnungen. Die Initiative Deutsche Wohnen & Co enteignen kündigte im September 2023 einen zweiten Volksentscheid an. Ob sie als landesweite Kampagne die vielen Proteste erneut hinter sich versammeln kann, ist noch offen. Doch es ist kaum anzunehmen, dass die neue Mietenbewegung in Berlin ihr Ende erreicht hat. Der Blick auf ihre drei Subzyklen seit 2008  zeigt stattdessen, dass jedes Abebben eine Verlagerung der Konflikte brachte: 2008 ging es um Freiräume und Stadtplanung, ab 2011 um leistbaren Wohnraum, zunächst bei den geförderten Sozialbauten – ab 2016 um den privaten Markt. Lange wurde Rekommunalisierung gefordert, seit 2018 Enteignung. Eine Ausweitung der Proteste ist sichtbar, aber auch eine Radikalisierung. Diese verlief allerdings ohne organisatorische Kontinuität. Keine der oben genannten Initiativen arbeitete über den ganzen Protestzyklus hinweg, die Mehrheit bestand nur einige Jahre oder Monate. Trotz vieler Anläufe für Bündnisse blieb ein Neben- und Nacheinander die Regel.

      Die Zerbrechlichkeit der Proteste

      Alle Protestakteure arbeiteten informell, womit eine hohe soziale Zerbrechlichkeit verbunden war: Regelmäßig gingen Initiativen und Bündnisse ein. Mitunter gelang eine Wiederbelebung, doch meist trieben Neugründungen an anderer Stelle die Bewegung voran.

      Die Zerbrechlichkeit hat vier Hauptursachen. Die erste ist der Modus der Interessenpolitik. Die Initiativen organisieren konkrete Konflikte und beenden ihre Mobilisierung, wenn diese gewonnen oder verloren sind. Zweitens erfordert die ehrenamtliche Arbeit enorme Zeitreserven. Diese fehlen heute vielen Menschen aufgrund einer stark verdichteten Lohnarbeit. Als dritte Ursache der Zerbrechlichkeit kommen die verschiedenen Interessen von Mietenden verschiedener Eigentümertypen hinzu – gemeinsame Forderungen müssen erst ausgehandelt werden. Vierte Ursache der Zerbrechlichkeit von Mietenkämpfen ist das Delegationsproblem. Jede Vernetzung des Protestes auf höherer Ebene, vom Kiez zur Gesamtstadt oder von Berlin zur bundesweiten Bewegung, erfordert weitere Treffen und mehr Zeiteinsatz. Da schon lokale Initiativen oft auf dem Zahnfleisch gehen, sind berlinweite oder bundesweite Mobilisierungen eine Ausnahme. Somit blieb der Einfluss der Mietenbewegung auf die Bundespolitik bisher gering. Einzig der dritte Subzyklus Berliner Proteste erreichte Änderungen im Bundesrecht, verfehlte jedoch Kernforderungen wie die Wiederherstellung von Mietendeckel und Vorkaufsrecht.

      Die soziale Zerbrechlichkeit informeller Proteste wirft für die Mietenbewegung die Frage der Organisierung auf. Es stellt sich die Aufgabe, in Hochphasen die Forderungen lokaler Proteste zu bündeln. Zwischen den Protestwellen muss dagegen Wissen gespeichert und Kontinuität gesichert werden. Während im Kaiserreich oder der Weimarer Republik Mietervereine und die Parteien der Arbeiterbewegung organisierend wirkten, fiel diese Rolle in der neuen Berliner Mietenbewegung zwei Volksentscheiden zu. Jedem Entscheid ging ein schwieriger Prozess der Einigung voraus, längst nicht alle Forderungen wurden abgebildet – doch im Effekt wurden die stadtweit verstreuten Mietenproteste auf Landesebene handlungsfähig. Um diese einheitsstiftende Rolle der Volksentscheide zu erfassen, wirft das folgende Kapitel einen Blick auf das Mosaik der Berliner Mietenproteste und stellt verschiedene Protestformen vor.
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